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ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Isabella ZOPF als Vorsitzende und den Richter Dr. Markus 
STEININGER als Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Fr. MITTERMAYR über die Beschwerde des XXXX, 
StA. Türkei, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Peter ZAWODSKY, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes 
vom 19.03.2007, FZ. 05 12.275-BAW, in nicht öffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 7, 8 Abs. 1 und Abs. 2 Asylgesetz 1997, BGBl. I Nr. 76/1997 idF, BGBl. I Nr. 
129/2004 iVm § 75 Abs. 1 AsylG 2005 BGBl I 2005/100 idF BGBl I 2008/4 als unbegründet abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Der Asylgerichtshof nimmt den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen an: 
 

I.1. Bisheriger Verfahrenshergang 
 

I.1.1. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger der Türkei und Angehöriger der kurdischen Volksgruppe, 
brachte am 11.08.2005 beim Bundesasylamt (BAA) einen Antrag auf Gewährung von Asyl ein. Dazu wurde er 
von einem Organwalter des BAA niederschriftlich einvernommen. Der Verlauf dieser Einvernahmen ist im 
angefochtenen Bescheid vollständig wieder gegeben, weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen wird. 
 

Als Begründung für das Verlassen des Herkunftsstaates brachte der BF im erstinstanzlichen Verfahren im 
Wesentlichen vor, er sei Mitglied bei der DEHAP gewesen und deswegen vom türkischen Staat verfolgt worden. 
Er sei zweimal festgenommen und dabei auch misshandelt worden. Es werde in der Türkei gegen ihn ein 
Gerichtsverfahren geführt und er fürchte deswegen eine Verurteilung zu einer Haftstrafe. Darüber hinaus wolle 
er in seiner Heimat den Militärdienst nicht ableisten und fürchte auch aus diesem Grund eine Verfolgung. 
 

I.1.2. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 19.03.2007, Zahl: 05 12.275-BAW (in weiterer Folge als 
"angefochtener Bescheid" bezeichnet), wurde der Asylantrag des Berufungswerbers gemäß § 7 AsylG 1997 
abgewiesen (Spruchpunkt I). Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat 
wurde gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997 für zulässig erklärt (Spruchpunkt II). Gemäß § 8 Abs. 2 leg. cit. wurde er 
aus dem österreichischen Bundesgebiet in den Herkunftsstaat ausgewiesen (Spruchpunkt III). 
 

I.1.2.1. Im Rahmen der Beweiswürdigung erachtete die belangte Behörde das Vorbringen des BF für nicht 
glaubhaft. Ein Vorbringen müsse in gewissem Maß substantiiert und nachvollziehbar sein, den 
Handlungsabläufen und der allgemeinen Lebenserfahrung entsprechen und der Antragsteller auch persönlich 
glaubwürdig auftreten. Die Aussagen des Antragstellers würden diesen Anforderungen nicht entsprechen. Der 
Antragsteller habe sich auf abstrakte und allgemein gehaltene Darlegungen beschränkt, konkrete oder detaillierte 
Angaben habe er - trotz Nachfrage - nicht machen können. Des Weiteren habe der Antragsteller das Vorbringen 
widersprüchlich dargestellt. 
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Bezüglich der Fluchtgründe habe der Antragsteller im Formblatt des Bundesasylamtes dargelegt, dass er 
Mitglied der Jugendorganisation der DEHAP gewesen sei und sich für die Freiheit der kurdischen Sprache 
eingesetzt habe. Am 01.09.2004 sei er auf dem Weg nach XXXX angehalten und drei Tage lang gefoltert 
worden. Es habe noch mehrere ähnliche Vorfälle gegeben und würde er sich aus diesem Grund weigern, zum 
Militär einzurücken, da er dem türkischen Staat nicht dienen wolle. 
 

Bei der Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 18.08.2005 habe der Antragsteller bezüglich seiner 
Fluchtgründe behauptet, dass er Flugblätter verteilt habe und am 01.09.2004 auf dem Weg zu einer 
Pressekonferenz in XXXX für drei Tage festgenommen, gefoltert und geschlagen worden sei. Auch sei er im 
Jahr 1999 in XXXX festgenommen und für die Dauer von 58 Tagen angehalten worden. Er habe auch behauptet, 
dass vor dem Gericht in XXXX 13 oder 14 Verhandlungen stattgefunden hätten und er an diesen Verhandlungen 
teilgenommen habe. Er habe weiters dargelegt, dass sich Unterlagen bezüglich der Anhaltungen bei seinen 
Eltern befinden würden und noch in derselben Einvernahme im Widerspruch dazu angegeben, dass er niemals 
Ladungen erhalten habe, sondern persönlich von Polizisten über die Verhandlungen informiert worden wäre und 
daher keine Beweismittel in Vorlage bringen könne. 
 

Bei der Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 08.02.2007 habe der Antragsteller widersprüchlicher Weise 
behauptet, dass er nach einer Protestveranstaltung im Jahr 1998 gemeinsam mit seinem Bruder XXXX und 
einem Cousin festgenommen und inhaftiert worden sei. Im Widerspruch zur Ersteinvernahme behauptete er nun 
über diesbezügliche Unterlagen zu verfügen. Darüber hinaus habe er im völligen Widerspruch zu seinen 
Angaben bei der Ersteinvernahme - konkret dazu befragt - angegeben, dass er lediglich an zwei 
Gerichtsverhandlungen teilgenommen habe. Widersprüchlicherweise habe er auch behauptet, dass die weitere 
Anhaltung in XXXX im Jahr 2001 erfolgt sei. Derart widersprüchliche Aussagen ließen sich nicht 
nachvollziehen. Es sei davon auszugehen, dass das gegenständliche Vorbringen eine gedankliche Konstruktion 
darstelle. Der Antragsteller sei somit zu keinem Zeitpunkt in der Lage gewesen, die behaupteten Festnahmen und 
daraus folgenden Gerichtsverhandlungen plausibel, konkret, nachvollziehbar und widerspruchsfrei darzustellen. 
 

Dazu sei anzumerken, dass entsprechend der allgemeinen Lebenserfahrung davon auszugehen sei, dass 
tatsächlich verfolgte Personen die erlittene Verfolgung (Haft, Haftdauer, erlittene Misshandlungen und 
Gerichtsverhandlungen) sogleich umfassend und detailliert schildern würden. Zu einer solchen Schilderung sei 
der Antragsteller zu keinem Zeitpunkt in der Lage gewesen. Er habe in mehreren Einvernahmen völlig 
widersprüchliche Vorbringen erstattet. 
 

Ergänzend werde angemerkt, dass es dem Antragsteller - obwohl er seit 2005 im Bundesgebiet aufhältig sei und 
angebe, in Kontakt mit seiner Familie zu stehen und er anlässlich der Einvernahme im Februar 2007 eine erneute 
Frist zur Vorlage von Beweismitteln erhalten habe und dieser Aufforderung wieder nicht nachgekommen sei - 
offenbar nicht wichtig erscheine, seine Behauptungen im Asylverfahren durch Vorlage objektiver Beweismittel 
zu untermauern. Dieser Eindruck werde auch dadurch verstärkt, indem er angebe, er hätte einen Anwalt und 
könnte von diesem Unterlagen anfordern, im Widerspruch dazu jedoch behaupte, dass er keinen Kontakt mit 
diesem Anwalt habe. 
 

Der Antragsteller sei auch bezüglich seiner Aufenthaltsorte nicht widerspruchsfrei geblieben. So habe er im 
Formblatt des Bundesasylamtes angegeben, dass er von XXXX nach XXXX gereist sei, dort einen LKW 
bestiegen habe und nach Österreich gekommen sei. Am 18.08.2005 habe er behauptet, dass er die letzten drei 
Monate vor der Ausreise in XXXX verbracht habe und davor vier Monate in XXXX aufhältig gewesen sei. 
Ansonsten sei er nur in XXXX aufhältig gewesen. Er habe dezidiert angegeben, sieben Monate vor seiner 
Ausreise nicht mehr daheim aufhältig gewesen zu sein. 
 

In der Einvernahme am 08.02.2007 habe er hingegen behauptet, von Juni 2005 bis zur Ausreise aus der Türkei in 
XXXX, davor 18 Tage in XXXX und davor 36 Tage in XXXX aufhältig gewesen zu sein. 
 

Soweit der Antragsteller behaupte, den Militärdienst nicht ableisten zu wollen, werde angemerkt, dass er auch 
dargelegt habe, dass seine in der Türkei aufhältigen Brüder den Militärdienst abgeleistet hätten. Er habe auch 
nicht dargelegt, dass eine allfällige künftige Einberufung aus einem in der Flüchtlingskonvention genannten 
Gründe erfolgen würde oder ihm aus solchen Gründen eine allfällige schwerere Bestrafung wegen 
Wehrdienstverweigerung als gegenüber anderen türkischen Staatsangehörigen (nicht kurdischer 
Volksgruppenzugehörigkeit) drohen würde. 
 

Aufgrund dieser Umstände habe den Angaben des Antragstellers über dessen Fluchtgründe betreffend der 
angeblichen Verfolgung wegen oppositioneller Tätigkeiten die Glaubwürdigkeit versagt werden müssen und 
könne nicht davon ausgegangen werden, dass er begründete Furcht vor Verfolgung glaubhaft gemacht habe. 
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I.1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in der Türkei traf das Bundesasylamt folgende 
Feststellungen: 
 

Neben allgemeinen Feststellungen wurden solche über Menschenrechtsorganisationen, die Rückkehr in die 
Türkei, die Grundversorgung und den Wehrdienst getroffen. Kurdischstämmige Wehrdienstleistende seien 
keinen Nachteilen aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit ausgesetzt. 
 

I.1.2.3. Rechtlich führte das Bundesasylamt aus, dass das Vorbringen des Antragstellers in seiner Gesamtheit 
nicht dazu geeignet gewesen sei, eine asylrelevante Verfolgung und wohlbegründete Furcht davor glaubhaft zu 
machen. 
 

Das Vorbringen des Antragstellers, wonach er eine Bestrafung im Heimatland deswegen zu erwarten habe, weil 
er es ablehne, den Wehrdienst abzuleisten, könne nicht zur Asylgewährung führen. Beim Militärdienst handle es 
sich um eine Pflicht, die jeder Staat seinen Bürgern auferlegen könne. Die Flucht eines Asylwerbers vor einem 
drohenden Militärdienst indiziere eben so wenig die Flüchtlingseigenschaft, wie die Furcht vor einer wegen 
Desertion oder Wehrdienstverweigerung drohenden, unter Umständen auch strengen Bestrafung. Da der 
Antragsteller nicht dargetan habe, dass er ausschließlich wegen seiner Nationalität oder seiner politischen 
Gesinnung einberufen wurde oder dass mit der Einberufung eine asylrelevante Verfolgung beabsichtigt gewesen 
wäre, oder dass ihm eine ungleich höhere Strafe als Deserteuren bzw. Wehrdienstverweigerern anderer 
Nationalität drohte, könne nicht davon ausgegangen werden, dass es sich dabei um eine gegen den Antragsteller 
gerichtete Verfolgungshandlung aus einem in der Genfer Konvention aufgezählten Gründe handelte. 
 

Im Hinblick auf Spruchpunkt III wurde angeführt, dass kein Familienbezug (Kernfamilie) zu einem dauernd 
aufenthaltsberechtigten Fremden in Österreich vorliege. Der Aufenthalt des Antragstellers sei nur ein 
vorübergehender, die Ausweisung stelle daher keinen Eingriff in Art. 8 EMRK dar. 
 

I.1.2.4. Mit 19.04.2007 erfolgte eine Hinterlegung des erstinstanzlichen Bescheides. Rechtskraft trat daher am 
04.05.2007 ein. 
 

I.1.3. Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 07.05.2007 Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand und gleichzeitig Berufung [jetzt Beschwerde] erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf 
den Akteninhalt (VwGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen. 
 

Im Wesentlichen wurde nach Darlegung allgemeiner rechtlicher und sonstiger Ausführungen vorgebracht, dass 
die Hinterlegungsanzeige des Bescheides nicht er, sondern der Sohn seines Unterkunftgebers erhalten habe. 
Dieser habe ihm die Hinterlegungsanzeige erst am 04.05.2007 übergeben, was für ihn ein unvorhergesehenes 
und unabwendbares Ereignis, das ihn an der rechtzeitigen Einbringung der Berufung gegen den Bescheid 
hinderte, darstellte. 
 

Die Behörde erster Instanz habe ihm zu den getroffenen Feststellungen keine Gelegenheit gegeben, Stellung zu 
nehmen. Der Sachverhalt sei daher unrichtig und unvollständig erhoben worden. 
 

Seine Fluchtgeschichte stützte sich darauf, dass er Mitglied bei der DEHAP sei und an einer Protestversammlung 
teilgenommen habe, wobei er - gemeinsam mit seinem Bruder und seinem Cousin - festgenommen worden war. 
Dieser Vorfall sei in einem Gerichtsverfahren in XXXX abgehandelt worden. Als er sich bereits in XXXX 
befunden habe, habe er von seinem Vater erfahren, dass einige der Mitangeklagten bereits zu dreieinhalb bis vier 
Jahren Freiheitsstrafe verurteilt worden seien. Da ihm somit in dem Strafverfahren beim Gericht in XXXX 
ebenfalls eine mehrjährige Haftstrafe drohte, sei er gezwungen gewesen, sein Heimatland zu verlassen. Da er 
Kurde sei und politisch tätig gewesen sei, stehe zu befürchten, dass er im Falle einer Rückkehr mit einer 
menschenrechtswidrigen Behandlung zu rechnen habe. Dazu komme, dass er während seiner Ausreise zum 
türkischen Militär einberufen worden sei und diesem Einberufungsbefehl nicht habe Folge leisten können. 
 

Politisch tätigen Kurden, die wegen Teilnahme an einer Demonstration allein schon zu mehrjährigen Haftstrafen 
verurteilt werden könnten, und darüber hinaus dem Einberufungsbefehl zum türkischen Militär nicht Folge 
leisten würden, hätten eine umso menschenrechtswidrigere Behandlung zu erwarten und zusätzlich eine noch 
längere Haftstrafe. 
 

Die Behörde hätte beispielsweise über einen Vertrauensanwalt der österreichischen Botschaft feststellen können, 
dass tatsächlich ein Strafverfahren gegen den BF geführt werde bzw. ob bereits eine Verurteilung vorliege. Es 
wurde auch nicht geprüft, welche Behandlung türkische Militärdienstverweigerer zu erwarten hätten und sei die 
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herangezogene Länderdokumentation veraltet und zudem - insbesondere im Hinblick auf die 
Menschenrechtssituation - unvollständig. 
 

In der Beweiswürdigung führe die Erstbehörde im Wesentlichen aus, dass aufgrund angeblicher Widersprüche 
den von ihm geschilderten Asylgründen nicht gefolgt werden könne und werde dabei auf angeblich nicht im 
Einklang stehende Angaben über die Zeitpunkte verwiesen. Die Behörde wäre hier verpflichtet gewesen, ihm 
angebliche Widersprüche vorzuhalten und dazu Aufklärung zu verlangen. Abgesehen davon, dass länger 
zurückliegende Zeitpunkte oft nicht mehr exakt bestimmt werden könnten, handle es sich keinesfalls um solche 
Umstände, die die Glaubwürdigkeit beeinträchtigen würden. 
 

Was die von ihm zunächst angeführten Unterlagen aus dem Gerichtsverfahren betreffe, so sei er anfangs der 
Meinung gewesen, dass sich diese Unterlagen bei seinen Eltern befinden würden. Als sein Vater schließlich 
gestorben sei, habe er von seiner Mutter erfahren, dass sie diese Unterlagen nicht in ihrem Besitz habe, weshalb 
er sie nicht habe vorlegen können. 
 

Im Hinblick auf die rechtliche Beurteilung werde ausgeführt, dass er vor dem Hintergrund der aktuellen 
Jahresberichte und Dokumentationen nicht nur wegen seiner kurdischen Herkunft, sondern vor allem wegen 
seiner politischen Aktivitäten für die DEHAP (früher: HADEP) einer asylrelevanten Verfolgungsgefahr 
unterliege und sich diese Gefahr bereits dadurch verwirklicht habe, dass er zweimal - einmal davon rund 2 
Monate - festgenommen worden sei. Dazu komme, dass er nun auch menschenrechtswidrige Behandlung im 
Hinblick auf den nicht befolgten Einberufungsbefehl zu gewärtigen habe. Seine Furcht vor Verfolgung sei auch 
objektiv nachvollziehbar. 
 

Sobald im Falle einer Rückkehr festgestellt werde, dass eine oppositionelle politische Tätigkeit vorliege, erfolge 
in der Regel eine Überstellung in Polizeigewahrsam zu weiteren Verhören, bei denen es notorisch zu 
menschenrechtswidriger Behandlung, Misshandlungen und Folterungen komme. Nach den Erkenntnissen 
sämtlicher Menschenrechtsorganisationen werde in Polizeihaft nach wie vor systematisch Folter angewendet. Es 
bestünden stichhaltige Gründe für die Annahme, dass sein Leben oder seine Freiheit aus Gründen der 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe gefährdet wäre. 
 

Er beantrage daher, dass seiner Berufung stattgegeben und seinem Asylantrag Folge gegeben werde, in eventu, 
den angefochtenen Bescheid aufzuheben und die Rechtssache zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung an 
die Behörde erster Instanz zurückzuverweisen. 
 

I.1.4. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 06.06.2007, Zahl: 05 12.275-BAW, wurde dem Antrag des 
Beschwerdeführers auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemäß § 71 Abs. 1 Ziffer 1 AVG stattgegeben. 
 

I.1.5. Da die seitens der Erstbehörde getroffenen Feststellungen zur Lage in der Türkei, welche sich zwar 
nunmehr nicht mehr gänzlich aktuell darstellten, deren wesentlicher Aussagekern insbesondere hinsichtlich 
Menschenrechtslage und Wehrdienst, durch das ho. aufliegende aktuelle Beweismaterial in nach wie vor gültiger 
und im Wesentlichen unveränderter Form als erwiesen anzunehmen ist, wurde seitens des AsylGH mit Schreiben 
vom 09.12.2008 gem. § 45 (3) AVG Beweis erhoben und den Parteien des Verfahrens die Möglichkeit zur 
Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme binnen 2 Wochen ab Zustellung des Schreibens eingeräumt; somit 
wurde aufgrund der vorliegenden aktuelleren Feststellungen zur Türkei (zur den Anforderungen an die Aktualität 
einer Quelle vgl. etwa Erk. d. VwGHs. vom 9. März 1999, Zl. 98/01/0287 und sinngemäß - im Zusammenhang 
mit Entscheidungen nach § 4 AsylG 1997 - das E. vom 11. November 1998, 98/01/0284, bzw. auch E. vom 7. 
Juni 2000, Zl. 99/01/0210) bestätigt, dass die erstinstanzlichen Feststellungen nach wie vor gültig sind (zur 
Zulässigkeit dieser Vorgangsweise in diesem speziellen Fall einer sonst schlüssigen und umfassenden 
Beweiswürdigung des Bundesasylamtes siehe Erkenntnis des VwGH vom 17.10.2006, Zahl: 2005/20/0459-5, 
ebenso Beschluss des VwGH v. 20.6.2008, Zahl 2008/01/0286-6; vgl. auch Erk d. VfGH v. 10.12.2008, U 
80/08-15, wo der unterlassene schriftliche Vorhalt an den BF nach dem Verstreichen eines mehrjährigen 
Zeitraumes seit der Einbringung eines Rechtsmittels gegen den angefochtenen Bescheid in Bezug auf die 
aktuelle asyl- und abschiebungsrelevante Lage im Herkunftsstaat und die Einräumung der Möglichkeit, hierzu 
Stellung zu nehmen [neben dem zusätzlichen Unterlassen der Durchführung einer Verhandlung] ausdrücklich als 
Akt der behördlichen Willkür bezeichnet wurde und hieraus e contrario ableitbar ist, dass aus der Sicht des 
VfGH die Durchführung einer schriftlichen Beweisaufnahme gem. § 45 AVG im hier erörterten Umfang einen 
tauglichen Ermittlungsschritt darstellen kann, welcher das erkennende Gericht von der Verpflichtung zur 
Durchführung einer Verhandlung in gewissen Fällen befreien kann. Ein solcher Fall liegt hier vor. Ebenso sei an 
dieser Stelle darauf hingewiesen, dass gem. ständiger Judikatur des VfGHs [vgl. etwa Erk. v. 15.10.2004, GZ 
G237/63 ua] Art. 6 EMRK im Asylverfahren nicht zur Anwendung kommt, ebenso ist aus Art. 39 der Richtlinie 
2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 über Mindestnormen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur 
Zuerkennung und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft keine lückenlose Verhandlungspflicht des Tribunals 
oder Gerichts, welches über den dort genannten Rechtsbehelf entscheidet, ersichtlich). 
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Sowohl der BF, als auch das BAA gaben hierzu keine Stellungnahme ab. 
 

I.1.6. Hinsichtlich des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen. 
 

I.2. Basierend auf dem Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende Feststellungen zu treffen: 
 

I.2.1. Der Beschwerdeführer 
 

Beim Beschwerdeführer handelt es sich um einen Angehörigen der kurdischen Volksgruppe, welcher aus einem 
überwiegend von Kurden bewohnten Gebiet stammt und sich zum Mehrheitsglauben des Islam bekennt. Der 
Beschwerdeführer ist ein junger, gesunder, arbeitsfähiger Mann mit bestehenden familiären 
Anknüpfungspunkten in dessen Herkunftsstaat und einer - wenn auch auf niedrigerem Niveau als in Österreich - 
gesicherten Existenzgrundlage. 
 

Der BF ist seit 3 Jahren und 8 Monaten im Bundesgebiet aufhältig. 
 

Der BF hat im Bundesgebiet folgende Anknüpfungspunkte: Es befinden sich eine Cousine und zwei Cousins in 
Österreich, die ihn finanziell unterstützen. Eine nähere Beziehungsintensität besteht nicht. 
 

Die Identität des Beschwerdeführers steht fest. 
 

I.2.2. Die Lage im Herkunftsstaat Türkei 
 

In Bezug auf die asyl- und abschiebungsrelvante Lage im Herkunftsstaat des BF trifft das erkennende Gericht - 
neben den bereits vom Bundesasylamt getroffenen - aufgrund der genannten Quellen folgende Feststellungen: 
 

"Zusammenstellung länderkundlicher Informationen des Asylgerichtshofs zum Thema "Wehrdienst in der 
Türkei" 
 

(Stand 11/2008; die jeweiligen Zitate sind den jeweils genannten Quellen entnommen) 
 

1) 
 

(aus: GIGA - Dt. Institut für Nahost-Studien, Hamburg: Gutachten für den Unabhängigen Bundesasylsenat zu 
GZ. 227.115, 10.09.2007) 
 

"Die Türkei kennt eine allgemeine Wehrpflicht für alle türkischen Männer zwischen 19 und 40 Jahren. In 
einigen Quellen heißt es, dass Wehrpflicht von 20 bis 41 Jahren besteht, tatsächlich ist es so, dass jeder türkische 
Mann verpflichtet ist, in dem Jahr, in dem er das 20. Lebensjahr vollendet, sich in der Zeit zwischen dem 1. Juli 
und dem 31. Oktober von sich aus bei den zuständigen Militärbehörden seines Wohnsitzes zu melden. Wird der 
Betreffende also nach dem 31.10. erst 20, tritt die Wehrpflicht mit 19 Jahren ein, liegt das Geburtsdatum 
zwischen dem 01.01. und dem 31.07. eines Jahres, tritt die Wehrpflicht erst mit 20 Jahren ein. Dasselbe gilt - 
mutatis mutandis - für alle die zwischen dem 01.07. und dem 31.10. eines Jahres den 20. Geburtstag feiern. 
 

Die allgemeine Wehrpflicht besteht bis zum Erreichen des 41. Lebensjahres, soll aber nach dem 45. Lebensjahr 
nicht mehr durchgeführt werden. 
 

Zu unterscheiden sind von dieser grundsätzlich bestehenden allgemeinen Wehrpflicht die im türkischen 
Wehrdienstgesetz geregelten Ausnahmen, so können etwa Studenten ihren Wehrdienst bis zum Erreichen des 29. 
Lebensjahres verschieben, wenn sie einen höheren Abschluss anstreben bis zum 33. Lebensjahr, und für Leute, 
die promovieren, kann sogar eine Verschiebung bis zum Erreichen des 37. Lebensjahres in Betracht kommen. 
Auch ist die Länge des Wehrdienstes unterschiedlich geregelt, ja nach Ausbildungsstand dauert die Wehrpflicht 
für "Ungelernte" 15 Monate (hier hat es vor einigen Jahren eine Reduktion von 18 auf 15 Monate gegeben) bzw. 
für Akademiker nur 12 Monate, wobei diese sogar, wenn sie nicht entsprechend ihrer Qualifikation eingesetzt 
werden, also gewissermaßen einen erschwerten Wehrdienst leisten, noch weniger Zeit leisten können. 
 

Es gibt in der Türkei keine gesetzliche Möglichkeit, einen Wehrersatzdienst zu leisten. Das ist auch 
zwischenzeitlich vielfach Gegenstand politischer und auch rechtlicher Kritik geworden, besonders vor dem 
Hintergrund, dass die Türkei sich (bislang) bemüht hat, der Europäischen Union näher zu kommen oder auch 
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deren Mitglied zu werden. Die Lage ist aber heute die, dass der Wehrdienst als "nationales 
Sozialisationsgeschehen" für Männer für unverzichtbar gehalten wird, und Gesellschaft und Politik der Türkei 
weit davon entfernt sind, einen zivilen Wehrersatzdienst zu akzeptieren. 
 

Man kann den Wehrdienst auch bei der Gendarmerie ableisten, die eine Teil-Organisation der türkischen 
Streitkräfte ist. Ihr obliegt die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, die von den Polizeikräften nicht 
ausreichend "bedient werden" können, das gilt im Allgemeinen in ländlichen Gegenden. Ferner ist die 
Gendarmerie mit Aufgaben der inneren Sicherheit, der generellen Kontrolle der Grenzen und mit generellen 
Grenzsicherungsaufgaben an den Landesgrenzen zu Irak und zu Syrien (auch Iran) betraut. Die Gendarmerie hat 
also ein "klassisches Aufgabenfeld" in der Niederhaltung und in der Bekämpfung innenpolitischer Unruhen, und 
deshalb ist bei einer Ableistung des Wehrdienstes in der Gendarmerie ein besonders hohes "Tätigkeitsrisiko" 
gegeben, dass Aufgaben der Bewahrung der inneren Sicherheit wahrgenommen werden. Der Chef der 
Gendarmerie ist allerdings dem Innenminister unterstellt, obwohl das Training und die Ausbildung zusammen 
mit den Bewaffneten Streitkräften geschieht. Diese Abteilung hat also eine Art "Doppelnatur", einerseits ist sie 
Teil der Streitkräfte, andererseits eine besondere "Aufruhrpolizei" und für die Bewahrung der öffentlichen 
Sicherheit besonders in abgelegenen Gegenden zuständig. Aus diesem Tätigkeitsbereich stammt auch der Ruf 
der Gendarmerie als "besonders unfreundliche" Organisation, sie ist vielfach mit äußerst brutalen 
Vorgehensweisen besonders gegen die ländliche Bevölkerung in Verbindung gebracht worden. 
 

Wehrdienstentziehung ist in der Türkei strafbar, wobei sehr deutlich zwischen der Wehrdienstentziehung vor 
dem Antritt des Wehrdienstes und der Wehrdienstentziehung aus einem bereits angetretenen Wehrdienst heraus 
zu unterscheiden ist. Es handelt sich den erreichbaren Informationen nach um ein Massendelikt, das Quellen der 
90er Jahre zufolge eher als "Kavaliersdelikt" galt. Deshalb sind die Strafen in aller Regel sehr gering gewesen, 
geringfügige Gefängnisstrafen, die das Militärstrafgesetz vorsieht, sollen stets in Geldstrafen umgewandelt 
worden sein. Die Bedeutung des Faktums des nicht abgeleisteten Wehrdienstes liegt eher darin, dass der 
Wehrdienst als "Führungszeugnis" eines türkischen jungen Mannes dient, und sich allerlei Sanktionen mehr 
gesellschaftlicher und sozial-familiärer Art anschließen können, mit Ausnahme der infolge der Nichtableistung 
des Wehrdienstes bestehenden Unmöglichkeit einen Reisepass zu erhalten. Neuere Informationen zur 
tatsächlichen Bestrafungspraxis liegen nicht vor, es gibt auch keinen Hinweis darauf, dass sich insoweit etwas zu 
Ungunsten der Betreffenden geändert haben könnte. Es gibt auch keinen Hinweis darauf, dass türkischstämmige 
und kurdischstämmige Personen insoweit unterschiedlich behandelt werden. 
 

Wehrdienstverweigerer, die es in der Türkei erst seit den 90er Jahren gibt, werden zum Teil mit 
Gefängnisstrafen, auch mehrfach, bestraft. Hier werden extreme Einzelfälle berichtet, in denen Strafen bis zu 3 
Jahren verhängt und auch abgeleistet wurden. 
 

Ein eventueller Freikauf vom Wehrdienst setzt voraus, dass ein mindestens dreijähriger legaler, also kein nach 
dem Asylgesetz nur vorübergehender, Aufenthalt und eine entsprechende Erwerbstätigkeit im Gastland 
nachgewiesen werden. Eine Haftzeit wird, sofern Gefängnisarbeitslosengeld bezogen wurde, mit eingerechnet. 
 

Nach den vorliegenden Informationen wird von einem türkischen Wehrpflichtigen erwartet, dass er sich von sich 
aus zu den türkischen Militärbehörden begibt. Es besteht also eine aktive Verpflichtung selbst für die Meldung 
bei den türkischen Militärbehörden zu sorgen. Widrigenfalls versuchen die Militärbehörden auf schriftlichem 
Wege, aber auch durch Anrufe und durch Vorsprache von Polizeibeamten, Kontakt zu dem Betreffenden 
aufzunehmen. Wenn dies misslingt, werden die Fahndungscomputer der Polizei, aber auch die Computer der 
jeweiligen Ein- und Ausreisestellen mit den Daten des Betreffenden versorgt, so dass dieser dann bei einer Ein- 
oder Ausreise auffallen sollte. 
 

Es gibt in der türkischen Armee Spezialeinheiten, so etwa Aufklärungs-Einheiten, die verdeckt im Nordirak 
operieren, auch polizeiliche Aufgaben werden gelegentlich von speziellen Armeeeinheiten erledigt, außerdem 
geheimdienstliche Operationen vor allen Dingen im Zusammenhang mit dem Krieg gegen die PKK in der 
Südosttürkei, deren Berühmteste die Entführung des PKK-Anführer Öcalan aus Nairobi im Februar 1990 ist. Es 
handelt sich hierbei um hoch spezialisierte und qualifizierte Leute, die "politisch zuverlässig" sind und nicht nur 
über eine sehr spezielle Ausbildung, sondern auch über eine hohe Loyalität verfügen. 
 

Angehörige der kurdischen Volksgruppe werden ohne Unterschied zu sonstigen türkischen Staatsbürgern 
einberufen. Aus türkischer Sicht gibt es ohnedies kein "kurdisches Volk", auch wenn man sich inzwischen dazu 
durchgerungen hat, die kurdische Sprache als eine eigene Sprache anzuerkennen, auch dass die Kurden eine 
eigene ethnische Gruppe sind, hat sich letztlich auch in der "offiziellen Türkei" durchgesetzt. Für den 
Wehrdienst und für das türkische Militär, welches ein Hort des Säkularismus und des türkischen Nationalstaates 
ist, in dem die Führer des Militärs die Feinde aller Sezessionsbewegungen aber auch des religiösen Islamismus 
sind, spielen diese Unterschiede aber keine Rolle. 
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Im Allgemeinen werden die Wehrpflichtigen in Kasernen in der Nähe ihrer Wohnsitze einberufen. Das ist 
allerdings nicht Gesetz. Hier spielen auch militärische Notwendigkeiten eine große Rolle. Für Kurden gilt hier 
allerdings etwas Anderes, soweit sie aus dem Südosten der Türkei kommen. Diese setzt man im Allgemeinen 
nicht im Südosten der Türkei ein. Sie werden im Norden und im Westen eingesetzt. Der Grund liegt darin, dass 
die Kurden nicht in die Situation gelangen sollen, ihre Loyalität zwischen dem türkischen Militär und der 
kurdischen Nationalbewegung gewissermaßen "aufzuspalten". Das türkische Militär ist nicht an Leuten 
interessiert, die die "Moral der Truppe" beeinträchtigen könnten, weil ein ständiger Loyalitätskonflikt vorliegt, 
und umgekehrt ist es auch nicht daran interessiert sich in den bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen auf 
Leute zu stützen, die diesen Auseinandersetzungen misstrauisch oder feindlich gegenüber stehen. Dass Kurden 
gerade wegen ihrer ethnischen Volkszugehörigkeit "gezielt im Kurdengebiet eingesetzt werden", und es deshalb 
zu Übergriffen dieser gezielt dort eingesetzten Kurden gegen die kurdische Zivilbevölkerung kommen kann, 
würde letztlich der dortigen Politik widersprechen. 
 

Es gibt immer wieder einzelne Berichte, nach denen Kurden oder andere Minderheiten in den Reihen der Armee 
unangemessen behandelt wurden. Die türkische Armee ist eine Säule und der politische Rückhalt des türkischen 
Nationalismus und des politischen Säkularismus. Soweit die Kurden dem zuwider als ethnische Minderheit 
politische Forderungen, die sich auf diesen Status beziehen, offensiv vertreten, müssen sie damit rechnen den 
Argwohn ihrer Offiziere zu erregen und dementsprechend schikaniert oder diskriminiert zu werden. Der 
türkische Nationalismus fördert Ressentiments gegenüber anderen ethnischen Gruppierungen, insbesondere den 
Kurden, da sie als Gefahr für die nationale Einheit der Türkei betrachtet werden. Deshalb gibt es immer wieder 
Berichte von Kurden, die sich über schlechte und diskriminierende Behandlung innerhalb der türkischen Armee 
beklagen. Freilich sollte man sehen, dass die türkische Armee kein angenehmer Aufenthaltsort ist, schon gerade 
nicht für Wehrpflichtige. Das Land hat eine durchaus orientalisch-despotische Tradition insoweit, und 
Armeeneulinge werden dort nicht immer "freundlich behandelt". Es gibt daher einzelne Berichte von 
Diskriminierungen, es lässt sich indessen nicht belegen, dass diese flächendeckend alle Kurden betreffen, und ist 
auch nicht davon auszugehen, dass so etwas - über den allgemein üblichen Drill und Stress hinaus - einem 
Kurden droht, der sich nicht in irgendeiner Weise offensiv als Anhänger oder Parteigänger der kurdischen 
Nationalisten - gleich welcher Prägung - zu erkennen gibt." 
 

2) 
 

(aus: Deutsches Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik 
Türkei, Stand: Juli 2008) 
 

"Der Wehrpflicht unterliegt jeder männliche türkische Staatsangehörige unabhängig von seiner 
Volkszugehörigkeit. Der fünfzehnmonatige (für Universitätsabsolventen sechs- bzw. zwölfmonatige) 
Wehrdienst wird in den Streitkräften einschließlich der Jandarma abgeleistet. Das Höchstalter für die Ableistung 
des Wehrdienstes liegt bei 40 Jahren, kann aber unter bestimmten Voraussetzungen auch darüber hinausgehen. 
 

Ein Recht zur Verweigerung des Wehrdienstes oder der Ableistung eines Ersatzdienstes besteht nicht. 
Wehrdienstverweigerer und Fahnenflüchtige werden strafrechtlich verfolgt. Gemäß Art. 63 des 
Militärstrafgesetzes beträgt die Strafe für Wehrdienstverweigerung, wenn die Person dem Musterungsbefehl 
nicht folgt und drei Monate nach Zustellung desselben gefasst wird, zwischen sechs Monaten und drei Jahren. 
Die Verjährungsfrist richtet sich nach Art. 66e tStGB und beträgt zwischen fünf und acht Jahre, falls die Tat mit 
Freiheitsstrafe bedroht ist. 
 

Suchvermerke für Wehrdienstflüchtlinge werden seit Ende 2004 nicht mehr im Personenstandsregister 
eingetragen. 
 

Bis 2004 kam es bei Wehrdienstentziehung auch zur Aberkennung der türkischen Staatsangehörigkeit (Art. 25c 
tStAG). Die gesetzliche Bestimmung existiert noch, wird aber aufgrund eines unveröffentlichten Erlasses des 
türkischen Innenministeriums nicht mehr angewandt. Seit dem 12.06.2003 können Personen, die u. a. wegen Art. 
25 tStAG die türkische Staatsangehörigkeit verloren haben, unabhängig von ihrem Wohnsitz erneut in die 
türkische Staatsangehörigkeit aufgenommen werden, sofern sie verbindlich erklären, den Wehrdienst ableisten 
zu wollen. Der Entwurf eines neuen Staatsangehörigkeitsgesetzes sieht vor, dass eine Ausbürgerung wegen 
Nichtableistung des Wehrdienstes nicht mehr möglich ist. 
 

Im Ausland lebende Wehrpflichtige haben die Möglichkeit, sich gegen Ableistung einer dreiwöchigen 
Grundausbildung und Bezahlung eines Betrages in Höhe von 5.112 ¿ von der Wehrpflicht freizukaufen. Ab 
einem Lebensalter von 39 Jahren beträgt die Freikaufsumme 7.668 ¿. 
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Kurdischstämmige Wehrdienstleistende sind keinen Nachteilen aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit 
ausgesetzt. Sie können während ihres Wehrdienstes auch in ihrer Herkunftsregion eingesetzt werden." 
 

3) 
 

(aus: Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement, Bundesamt für Migration BFM, 
 

Direktionsbereich Asylverfahren, Migrations- und Länderanalysen; 02.09.2008) 
 

"In der Türkei besteht für Männer zwischen 20 und 41 Jahren die allgemeine Wehrpflicht. Es besteht keine 
gesetzliche Möglichkeit, einen Wehrersatzdienst zu leisten. 
 

Militärdienstverweigerung ist nicht möglich und strafbar. Es gibt auch Fälle türkischer Militärdienstverweigerer, 
die nach verbüßter Strafe und fortgesetzter Verweigerung von der türkischen Justiz teilweise wiederholt für das 
gleiche Vergehen verurteilt worden sind. Der EGMR erkannte hierin 2006 eine Verletzung von Artikel 3 der 
EMRK durch die Türkei. Nur für fest im Ausland lebende Türken (Minimum 3 Jahre mit Aufenthaltsbewilligung 
im Ausland) besteht die Möglichkeit, mit einem Geldbetrag und einem 21-tägigen "Grundkurs" in der Türkei 
den Militärdienst bis im Alter von 38 Jahren zu einem beliebigen Zeitpunkt abzuleisten. Gegenwärtig soll es in 
der Türkei 69 Militärdienstverweigerer geben. 
 

Für den Kampf gegen die PKK werden in der Türkei sowohl die Armee, die Gendarmerie, die Polizei sowie 
Spezialeinheiten (Geheimdienstformationen, aber im weitesten Sinn auch Dorfschützer) eingesetzt. Bei 
Gendarmerie, Polizei sowie Spezialeinheiten erfolgt kein Einsatz gegen den Willen des Betroffenen im 
eigentlichen Sinne, da diese Personen sich aus freiem Willen zu diesem Beruf entschlossen haben und ihn auch 
aufgeben könnten. Zudem kommen bei größeren Operationen gegen die PKK Einheiten/Personen zum Einsatz, 
welche eine Spezialausbildung im Antiterrorkampf besitzen. Auch bei der gezielten Terrorbekämpfung gegen 
die PKK durch die Armee werden speziell ausgebildete Kommandoeinheiten eingesetzt. Seit 2008 werden in 
diesen Kommandoeinheiten zur Terrorbekämpfung keine Reserveoffiziere mehr eingesetzt. Ab 2009 sollen die 
bisher ebenfalls eingesetzten Wehrpflichtigen, welche ebenfalls zuvor eine Spezialausbildung im 
Antiterrorkampf absolviert haben, mit freiwilligen Berufssoldaten ersetzt werden. 
 

In der Türkei besteht die allgemeine Wehrpflicht. In der türkischen Armee wird weder auf die Ethnie noch die 
Einstellung zur PKK speziell Rücksicht genommen. Für den Einsatz der Wehrpflichtigen (Truppengattung, 
Einsatzort etc.) können zwar spezielle Fähigkeiten, die Ausbildung, Herkunft und auch Wünsche der 
Wehrpflichtigen berücksichtigt werden, letztlich bestimmt jedoch die Armee abschließend und während der 
ganzen Wehrpflicht über ihre Bedürfnisse und den Einsatzort der Wehrpflichtigen. Mitunter ist also bei Antritt 
des Wehrdienstes für den Rekrutierten nicht absehbar, wie und wo er seinen Militärdienst ableisten wird. 
 

Die türkischen Streitkräfte bestehen aus einem Heer mit ca. 400.000, der Marine mit ca. 50.000 und der 
Luftwaffe mit ca. 60.000 Mann. In allen drei Truppengattungen kommen Wehrpflichtige zum Einsatz. Die 
Hauptquartiere der vier Armeen der Landstreitkräfte befinden sich in Istanbul, Malatya, Erzincan und Izmir. 
Eine gewisse Wahrscheinlichkeit, aktiv gegen die PKK zu kämpfen, besteht nur für die im Osten des Landes 
stationierten Landstreitkräfte und die Luftwaffe. Nur bei einem Teil davon handelt es sich jedoch um mit 
Wehrpflichtigen bestückte Kampfverbände, und wiederum nur ein Teil der Kampfverbände wird effektiv in der 
direkten Konfrontation mit dem bewaffneten Gegner eingesetzt. 
 

Ein größerer Teil der Truppe würde erst bei einer groß angelegten türkischen (Boden-) Offensive im Nordirak 
gegen die PKK eingesetzt. Nicht ausgeschlossen sind zudem Defensivaktionen gegen die PKK, falls diese eine 
Armeeeinheit angreift. Effektiv kommen Armeeangehörige auch immer wieder bei Offensivaktionen der PKK 
(Minen, Explosionen, Attentate) ums Leben (So sollen z.B. im ersten Halbjahr 2007 ca. 70 türkische Soldaten 
durch PKK-Angriffe ums Leben gekommen sein. News@ORF.at, 14.07.08) 
 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass türkische Staatsbürger kurdischer Herkunft als Grundwehrdiener und gegen 
ihren Willen in einem engeren oder weiteren Sinne im Kampf gegen die PKK eingesetzt werden, da die 
Terrorbekämpfung einen Grundauftrag der türkischen Armee darstellt. Es ist jedoch festzuhalten, daß diese 
Personenkategorie nicht überdurchschnittlich dergestalt eingesetzt wird. Die türkischen Streitkräfte eruieren auch 
gar nicht speziell, welche Wehrdienstleistende kurdischer oder sonstiger ethnischer Herkunft sind und welche 
gegen die PKK kämpfen wollen und welche nicht (So waren unter den acht im Herbst 2008 von der PKK als 
Geiseln genommenen Soldaten neben ethnischen Türken auch ethnische Kurden und Araber. Bia news centre, 
Istanbul. 24.10.08). Ein beachtlicher Teil der Kurden in der Türkei ist aber der PKK gegenüber durchaus auch 
kritisch eingestellt. Zudem gibt es wohl auch unter den Wehrdienstpflichtigen nichtkurdischer Herkunft 
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Personen, die in ihrem Wehrdienst lieber nicht aktiv gegen die PKK oder andere Formationen kämpfen 
möchten." 
 

4) 
 

(aus: Schweizerische Flüchtlingshilfe, Lagebericht Türkei, Update 09.10.2008) 
 

"Kriegsdienstverweigerer (KDV): 
 

Neben Albanien, Armenien, Aserbaidschan und Mazedonien ist die Türkei das einzige Mitglied im Europarat, in 
dem es kein Recht auf Kriegsdienstverweigerung gibt. Neben den Personen, die öffentlich ihre Weigerung, 
Militärdienst abzuleisten, kundgetan haben, gibt es eine unbekannte Zahl von Menschen, die aus religiösen 
Gründen (wie die Zeugen Jehovas) den Dienst an der Waffe (bzw. den weltlichen Staat) ablehnen. Bei der 
Behandlung des Problems "Kriegsdienstverweigerung" schien sich auf offizieller Ebene eine Tendenz 
durchzusetzen, diese Personen als "untauglich" zu erklären, um wiederholte Inhaftierung und entsprechende 
internationale Proteste zu vermeiden. Im Berichtszeitraum erschienen folgende Berichte über die Verfolgung von 
Kriegsdienstverweigerern (KDV): 
 

15.03.2008: KDV Ismail Saygi wird inhaftiert 
 

27.03.2008: KDV Halil Savda (vom IHD Istanbul) wird nach Pressekonferenz zu Ismail Saygi inhaftiert 
 

28.03.2008: Haftbefehl gegen Halil Savda wegen einer rechtskräftigen Strafe von 15,5 Monaten Haft wegen 
"Befehlsverweigerung" 
 

02.04.2008: Der nach Kars verlegte Ismail Saygi erklärt seinem Anwalt, nicht weiter auf KDV zu bestehen; er 
soll wegen einer "blutenden Nase", die er sich in Istanbul zugezogen hat, behandelt werden 
 

23.04.2008: Resul Aslan, der in Yüksekova erklärte, ein KDV zu sein, kommt in U-Haft 
 

25.05.2008: Halil Savda wird "ausgemustert", bleibt aber in Haft 
 

02.06.2008: Halil Savda erhält eine weitere Strafe von 5 Monaten Haft, weil er in einer Presseerklärung gegen 
Art. 318 TSG (Distanzierung vom Militärdienst) verstossen haben soll 
 

24.07.2008: Resul Aslan wird aus der Haft entlassen. Das Verfahren gegen ihn und Islam Baykal wegen eines 
Verstosses gegen Artikel 318 TSG wird jedoch weiter geführt. 
 

08.06.2008: KDV Mehmet Bal wird in Istanbul festgenommen, Amnesty International initiiert eine Eilaktion 
wegen Beschwerden von Misshandlung 
 

11.06.2008: 40 Personen demonstrieren in Istanbul gegen Inhaftierung von Mehmet Bal, 4 Personen werden 
wegen "Distanzierung vom Militärdienst" festgenommen 
 

24.06.2008: Mehmet Bal wird entlassen, nachdem er in Adana für "untauglich" erklärt wurde 
 

Die in einem Beschluss des Ministerkomitees im Europarat vom Juni 2007 angemahnten Gesetzesänderungen, 
die wiederholte Bestrafungen von KDV unmöglich machen sollen, wurden von der Türkei bislang nicht 
umgesetzt. Es hat im Berichtszeitraum weiterhin mysteriöse Todesfälle und angebliche Selbstmorde von 
Wehrdienstleistenden gegeben. Des Weiteren wurden Prozesse, vor allem gegen JournalistInnen, die sich für die 
Einführung des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung eingesetzt hatten, unter Artikel 318 neues TSG (155 altes 
TSG) wegen "Distanzierung vom Militärdienst" fortgeführt." 
 

(Anm.: Dieser Bericht enthält keine weiteren Ausführungen zum Wehrdienst in der Türkei) 
 

5) 
 

(aus: Konrad Adenauer Stiftung, www.kas.de, Web-Zugriff v. 5.11.2006; 
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"Neue Rechtsgrundlage für Kriegsdienstverweigerer tritt am 5. Oktober 2006 in Kraft. 
 

Künftig werden Zivilgerichte mit der Verhandlung dieser Fälle betraut (¿Gelassene Reaktion auf den EU-
Fortschrittsbericht in der Türkei: Politischer Kurzbericht') [ID 18532"]: 
 

"Ab dem 05. Oktober 2006 gilt eine neue Rechtsgrundlage für Kriegsdienstverweigerer und Fahnenflüchtige. 
Bisher wurden solche Fälle vor den Militärgerichten verhandelt und konnten mit Gefängnisstrafen von einem 
Monat bis zu drei Jahren geahndet werden. Nun sind türkische Zivilgerichte mit der Verhandlung dieser Fälle 
betraut. Einerseits kommt es zur Entflechtung von Militär und Zivilgesellschaft und anderseits erhofft man sich 
davon eine Entlastung der Militärgerichte, weil über 50% der Verfahren vor diesen Gerichten solche Fälle sind." 
 

6) 
 

(aus: Schreiben des türkischen Justizministeriums, Generaldirektion für Strafangelegenheiten, an die 
Oberstaatsanwaltschaft, 03.07.2008; 
 

"Wegen Personen, die sich versteckt halten, Musterungsverweigerer und Dienstflüchtige sind bzw. zum 
Militärdienst zu spät erscheinen") 
 

... 
 

1. Personen, die sich versteckt halten, Musterungsverweigerer oder Dienstflüchtige sind oder zum Militärdienst 
zu spät erscheinen, können nur aufgrund eines Antrages der Militärkommandos, dass sie im ganzen Land 
verfolgt werden sollten, ohne einen Beschluss der Ermittlungsbehörde nicht festgenommen und angehalten 
werden. 
 

2. Gegen Personen, die sich versteckt halten, Musterungsverweigerer oder Dienstflüchtige sind oder zum 
Militärdienst zu spät erscheinen, und trotz eines Befehles nicht erscheinen oder denen keine Befehle zugestellt 
werden können, kann aufgrund eines Antrages des Staatsanwaltes vom Strafrichter eines Amtsgerichtes der 
Fahndungsbefehl erlassen werden. 
 

3. Wenn während des Ermittlungsverfahrens oder nach Ende eines Strafverfahrens von der zuständigen 
Oberstaatsanwaltschaft das Verfahren eingestellt wird oder vom Gericht ein Freispruch gefällt wird und dieses 
Urteil rechtskräftig ist, bedeutet es, dass diese Straftaten nicht stattfanden und die verdächtigen Personen oder 
Beschuldigte nicht festgenommen werden können. 
 

4. Nach Beendigung eines Strafverfahrens und Rechtskraft einer Haftstrafe oder einer Haft- und Geldstrafe und 
nach der Vollziehung dieser Strafe können die verurteilten Personen, gemäß Nummer 1632 des 
Militärstrafgesetzes, Art. 63, nach Vollstreckung einer diesbezüglichen Entscheidung zu den Militärbehörden 
überstellt werden. 
 

5. Da die Militärbehörden gemäß Art. 164 und 165 Strafprozessordnung keine Justizbehörden sind, sind die 
Verdächtigen nach Art. 160, Abs. 1 Strafprozessordnung von den Oberstaatsanwaltschaften oder von 
Polizeibeamten über die obigen Straftaten zu befragen. Auch wenn zuvor ein Ermittlungsakt von der 
Militärbehörde übermittelt wurde, wird der Verdächtige zwar sofort befragt, der Akt darf aber (wegen deren 
Unzuständigkeit) nicht an diese rückgemittelt werden. 
 

6. Gemäß Entscheidung des 5. Kassationsgerichtes vom 01.04.2008, Aktenzahl: 2008/3142 und Urteilszahl: 
2008/3056, ist bei einem Musterungsverweigerer und Dienstflüchtigen das Gericht des Ortes, an dem die 
Personen registriert sind, zuständig. Bei Personen, die zu spät beim Militärdienst erscheinen oder bei der 
Versetzung flüchten, ist das Gericht des Versetzungsortes, in dem sich die Einheit befindet, zuständig. 
 

7. Gegen Verdächtige, die als Reserveoffiziere kandidiert haben und flüchtig sind, wird, anstatt für jede 
Einberufungsperiode eine Strafanzeige zu erstatten, eine Strafanzeige für zwei oder drei Einberufungsperioden 
gemeinsam von den Oberstaatsanwaltschaften erstattet. Anschließend wird die Strafanzeige dem verpflichteten 
Betroffenen geschickt. 
 

8. Gemäß Artikel 237 und 260 Strafprozessordnung steht den Militärbehörden gegen die Entscheidungen der 
Oberstaatsanwaltschaften und Gerichte über die obigen Straftaten kein Beschwerderecht zu. Trotzdem wird von 
den Justizbehörden eine Ausfertigung eines Urteiles an die Militärbehörden übermittelt. 
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9. Über die Personen, die dienstflüchtig sind und mit einem Attest direkt bei den Staatsanwaltschaften 
erscheinen, werden von den Militärbehörden die Daten, Dokumente oder Akten über diese Person eingeholt. 
 

10. Ärztliche Berichte der dienstflüchtigen Personen, die der Militärbehörde vorlegt werden, werden aufgrund 
einer Anzeige dieser Behörde von den Oberstaatsanwaltschaften überprüft. Dieser Bericht wird der 
Militärbehörde nicht übermittelt. 
 

7) 
 

(aus: ACCORD - Anfragebeantwortung, a-6276, v. 13. August 2008 zur Anfrage des Asylgerichtshofs vom 11. 
August 2008) 
 

a) 
 

Völkerrechtswidrige Handlungen türkischer Soldaten bei Einsätzen im Nordirak und Verurteilung durch 
Völkergemeinschaft (insb. UN-Sicherheitsrat)? 
 

"In den ACCORD derzeit zur Verfügung stehenden Quellen konnten im Rahmen der zeitlich begrenzten 
Recherche keine Informationen zur Verurteilung völkerrechtswidriger Handlungen türkischer Soldaten im 
Nordirak durch die Völkergemeinschaft (insbesondere den UN-Sicherheitsrat) gefunden werden". 
 

b) 
 

Heranziehung von Grundwehrdienern zu Einsätzen der Türkei gegen die PKK im Nordirak? 
 

"In einem Bericht der Jamestown Foundation vom Oktober 2007 wird erwähnt, dass der Einsatz von 
Grundwehrdienern in Anti-Terror-Operationen schrittweise zugunsten hauptberuflicher Soldaten abgeschafft 
werden solle. Die Entscheidung sei teilweise auch eine Reaktion auf die weitverbreitete öffentliche 
Wahrnehmung, dass die Todesopfer auf Seiten des türkischen Heeres auf die unzureichende Ausbildung der 
Grundwehrdiener zurückzuführen seien: 
 

¿Turkey is phasing out the use of conscripts in counter-terrorism operations in favor of a professional force of 
volunteers. The move is in part a reaction to a popular perception in Turkey that TSK casualties are largely the 
result of insufficient training for conscripts.' (Jamestown Foundation, 2. Oktober 2007) 
 

Nach Einschätzung der World Politics Review vom November 2007 sei die Umwandlung der 
Sondereinsatztruppen von Grundwehrdienereinheiten zu Einheiten von Hauptberuflichen ein Prozess, der seit 
mehreren Jahren andauere. Traditionell habe die Türkei die PKK im Nordirak mit kleinen 10- bis 15-Mann-
Truppen, die aus Grundwehrdienern unter der Führung nicht-bevollmächtigter Offiziere bestehen würden, 
bekämpft: 
 

¿Turkey has traditionally fought the PKK in northern Iraq with small 10-15 man units of conscript troops led by 
non-commissioned officers. For targeted raids, however, Turkey would be more likely to use its elite mountain 
commando units, which are part of its six Special Forces brigades. For the past several years, Turkey has been 
converting its Special Forces from conscript units to professional all-volunteer units.' (World Politics Review, 7. 
November 2007) 
 

Der in Istanbul lebende Journalist und Autor Gareth Jenkins beschreibt den Stand der Heeresform im World 
Bulletin im Mai 2008 folgendermaßen: 
 

¿Seit Anfang Mai 2008 verpflichte das türkische Militär Grundwehrdiener nicht mehr als Reserveoffiziere für 
seine Kommandobrigaden. Dies sei der erste Schritt eines Prozesses, der zur Schaffung der ersten vollständig aus 
Professionisten zusammengesetzten Armeeeinheiten führen solle. Derzeit seien rund 500.000 der 600.000 
Armeeangehörigen Grundwehrdiener, der Wehrdienst sei für alle Männer über 20 Jahre verpflichtend. 
Traditionell hätten sich alle Militäreinheiten aus Grundwehrdienern unter dem Kommando eines Mitglieds des 
Offizierskorps zusammengesetzt. 
 

Die meisten Grundwehrdiener seien Positionen zugewiesen, in denen sie nicht am Kampf beteiligt seien, einige 
allerdings seien in Kampfeinheiten, wie den Kommandos, stationiert. 2007 hätten der Generalstabschef General 
Yasar Buyukanit und der Kommandant der türkischen Landstreitkräfte Ilker Basbug bekanntgegeben, dass ab 
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Mai 2008 Grundwehrdiener schrittweise aus Kommandoeinheiten abgebaut und durch Hauptberufliche ersetzt 
werden sollten. Man erwarte, dass die sechs Kommandoeinheiten, die sich aus rund 10.000 Mann 
zusammensetzen würden, bis Ende 2009 vollständig mit Professionisten besetzt worden sein würden.' (World 
Bulletin, 6. Mai 2008) 
 

Einem Bericht der Jamestown Foundation vom Juli 2008 zufolge würden die sechs Kommandobrigaden nach 
Angaben des Kommandanten der Landstreitkräfte General Ilker Basbug erst ab 2009 aus hauptberuflichen 
Soldaten, und nicht mehr aus Grundwehrdienern, zusammengestellt werden: 
 

¿Recent counter-insurgency operations of the Turkish Armed Forces (TSK) in northern Iraq have once again 
brought to the forefront its highly trained Ozel Kuvvetler Komutanligi (OKK - Special Forces Command). The 
OKK deployment comes as Turkey reorganizes its large conscript army to create a smaller, more professional 
force in which Special Forces and commando groups will play a large role in tackling threats from terrorists and 
insurgents. [...] Given that the international community may not tolerate large-scale military operations in 
northern Iraq, and large troop deployments on the Iraqi border harm the military's image in the eyes of Kurdish 
communities on both sides of the border, the military leadership may consider frequent small-scale military 
operations. Under the current conditions, they might be as successful as large scale operations. This reasoning 
may lead to increasing the Turkish Special Forces' involvement in cross-border operations. Such operations 
would direct Turkish strategy away from larger operations to smaller, tactical, and high-tech supported 
operations. In fact, Land Forces Commander Gen. Ilker Basbug has made it clear that starting from 2009, six 
TSK commando brigades will consist of professional soldiers rather than conscripts.' (Jamestown Foundation, 
10. Juli 2008)" 
 

8) 
 

(aus: ACCORD - "Wehrdienstverweigerung in der Türkei", Vortrag der türk. Rechtsanwältin S. Coskun am 
26.09.2008; Zusammenfassender Bericht v. März 2009) 
 

"Die Anzahl der Personen, die in einem bestimmten Jahr zum Militärdienst einberufen wird, soll vom 
Verteidigungsministerium unter Berücksichtigung des Vorjahres festgelegt und dem Büro des Generalstabs 
mitgeteilt werden (Gesetz Nr. 1111 (Militärgesetz) vom 20. März 1927). Das Büro des Generalstabs soll jene 
Zahl an Wehrdienern festlegen, die die türkischen Streitkräfte benötigen und diese dem 
Verteidigungsministerium mitteilen. Falls die Anzahl jener Personen eines Jahrgangs, die im Rahmen des 
bestehenden Einberufungssystems ihre Grundausbildung absolviert haben, über diese festgelegte Zahl 
hinausgeht, kann ihr Wehrdienst mit Absolvierung der Grundausbildung als erfüllt angesehen werden, wenn sie 
einen bestimmten Betrag zahlen oder, falls von ihnen bevorzugt, in einer öffentlichen Einrichtung oder 
Organisation arbeiten. Abwesende Wehrpflichtige, Wehrdienstverweigerer oder für den Wehrdienst nicht 
registrierte Personen werden von dieser Überschussregelung nicht erfasst." 
 

"Zur Einberufung sollen laut Gesetz Nr. 1111 jährlich zwischen 1. und 30. April Listen mit den Namen der zum 
Wehrdienst einzuziehenden Wehrpflichtigen an den schwarzen Brettern der Militärdienststellen und der Büros 
der Dorfvorsteher ausgehängt werden. Diese Bekanntgabe gilt als offizielle Benachrichtigung. Wehrpflichtige, 
deren Namen nicht auf den Listen aufscheinen oder falsch geschrieben sind, müssen dies bis zum 15. Mai bei 
den Staatsbürgerschaftsverwaltungsbüros bekannt geben, das Unterlassen werde als Verweigerung der 
Musterung geahndet (vgl. Republik Türkei, 20. März 1927, Art. 17). Wehrpflichtige müssen selbst dafür sorgen, 
dass ihre Einberufung korrekt durchgeführt werde. Sollten sie keinen Aufschub beantragt und erhalten haben, 
würden sie automatisch als flüchtig gelten, wenn sie sich nicht bei der Wehrdienstbehörde melden würden, auch 
wenn ihnen kein Einberufungsbefehl zugestellt worden sei." 
 

"Ein Aufschub jeweils auf das Folgejahr ist, je nach den geltenden Umständen (und in einigen Fällen nur in 
Friedenszeiten), bis zum 29., 33., 36. oder 38. Lebensjahr und in einigen Fällen auch unabhängig vom Alter 
möglich: 
 

Personen, die nicht ausreichend körperlich entwickelt sind, "um dem Militär von Nutzen zu sein" (Republik 
Türkei, 20. März 1927, Art. 35). 
 

Heilbar Kranke und Personen, die sich in Haft befinden (vgl. Republik Türkei, 20. März 1927, Art. 35). Muss 
dieser jeweils einjährige Aufschub aufgrund der drei eben genannten Gründe vier Mal verlängert werden, so 
wird die Person im fünften Jahr als untauglich erklärt (vgl. Republik Türkei, 20. März 1927, Art. 37). 
 

Schüler und Studenten an Militärschulen, Mittelschulen oder höheren Bildungseinrichtungen, bei denen die 
Anwesenheit durch Gesetze oder Regulierungen verpflichtend ist, Universitäten oder berufsbildenden Schulen, 
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an privaten ausländischen Schulen oder in Schulen im Ausland, die vom Bildungsministerium als äquivalent 
anerkannt sind. Deren Wehrdienst kann bis zum 29. Lebensjahr spätestens verschoben werden. All jene, die ihre 
Ausbildung bis zu diesem Alter nicht abgeschlossen haben, an zwei aufeinander folgenden Jahren nicht 
bestanden haben, die sich in einer anderen höheren Bildungseinrichtung einschreiben oder eine Spezialisierung 
beginnen, oder die sich nach Abschluss auf einer anderen Fakultät einschreiben, erhalten keinen Aufschub, 
sondern sollen sofort eingezogen werden. 
 

Personen, die die Mittelschule abgeschlossen haben und zum Zeitpunkt der Musterung aus zeitlichen Gründen 
noch keine Zusage von einer Hochschule erhalten haben, erhalten ein Jahr Aufschub, wenn sie die notwendigen 
Dokumente vorweisen können. 
 

Söhne von Vätern oder verwitweten Müttern, die zwei wehrpflichtige Söhne haben, von deren einer bereits beim 
Militär ist, werden nicht einberufen, solange der Bruder seinen aktiven Wehrdienst nicht beendet hat. 
 

Das Verteidigungsministerium kann die Einberufung für folgende Personen bis zum Ende des 33. Lebensjahres 
aufschieben: 
 

Öffentlich Bedienstete, die in Einrichtungen gemäß Gesetz Nr. 160 (Dezember 1960) beschäftigt sind, wenn ein 
Aufschub aufgrund der speziellen Art ihrer Pflichten nötig ist; Personen in praktischer Ausbildung, in einem 
höheren Diplomstudium, einer Spezialisierung oder einem Medizinstudium in der Türkei oder im Ausland; 
Öffentlich Bedienstete auf Empfehlung des für sie zuständigen Ministeriums (oder, im Falle öffentlich 
Bediensteter, die nicht bei einem Ministerium, sondern etwa bei der Präsidentschaftsgeneralsekretariat oder der 
Nationalversammlung angestellt sind, auf Empfehlung des Leiters der jeweiligen Einrichtung). 
 

Absolventen höherer Bildung, die sich durch global herausragende wissenschaftliche Leistungen hervorgetan 
haben, können auf Vorlage einer diesbezüglichen Bestätigung der wissenschaftlichen Einrichtung, bei der sie 
beschäftigt sind, einen Aufschub bis zum 36. Lebensjahr erwirken. 
 

Im Ausland lebende und arbeitende Personen können alle militärischen Prozeduren, wie Musterung, Einberufung 
und Überstellung, bis zum 38. Lebensjahr aufschieben, wenn sie die Unterlagen, die ihren Status belegen, alle 
zwei Jahre zusammen mit einem Ansuchen um Aufschub beim zuständigen türkischen Konsulat vorlegen. (vgl. 
Republik Türkei, 20. März 1927, Art. 35) 
 

"Der Antrag um Aufschub muß bei der Wehrdienstbehörde nicht persönlich erfolgen, ein Angehöriger oder ein 
Vertreter kann diese erforderliche Bescheinigung auch dort vorlegen (Coskun, 26. September 2008, S. 17f). Es 
komme auch vor, dass die Universitäten Informationen über den Studienverlauf einzelner Studierender an die 
Wehrdienstbehörde weiterleiten (Coskun, 20. Februar 2009)." 
 

"In Paragraf 7 des Gesetzes für Personalangelegenheiten der türkischen Streitkräfte wird definiert, welche 
Personen nicht fähig seien, den Militärdienst abzuleisten. Der erste Grund sei ein schlechter Gesundheitszustand, 
beispielsweise Behinderungen oder chronische Krankheiten fortgeschrittenen Maßes. Diese Personen würden 
eine Untauglichkeitsbescheinigung erhalten (Coskun, 26. September 2008, S. 22f). Auch das Militärgesetz Nr. 
1111 sieht vor, dass Personen, deren physischer Zustand gemäß der Gesundheitseignungsregulation für die 
türkischen Streitkräfte nicht ausreichend sei, vom Wehrdienst befreit werden soll (vgl. Republik Türkei, 20. 
März 1927, Art. 10)." 
 

"Der zweite vom Gesetz für Personalangelegenheiten behandelte Aspekt sei jener der sozialen oder 
Persönlichkeitsstörung. Dieser Erlass diene dazu, Personen, die immer wieder nach der Entlassung wegen 
Verweigerung eingesperrt werden, aufgrund eines ärztlichen Befundes nicht neuerlich anklagen zu müssen 
(Coskun, 26. September 2008, S. 23). Laut Mehmet Bal handle es sich bei dieser Vorgangsweise um eine neue 
Strategie des Militärs. Auf diese Weise habe man die Fälle zweier von vier Wehrdienstverweigerern, die 
laufende Verfahren haben, abschließen können15 (vgl. Connection e.V., September 2008)". 
 

"Die türkische Homosexuelleninitiative Kaos GL führt in einem Artikel über Homosexuelle beim Militär aus, 
dass das Militär bei der Musterung das DSM II (Diagnostisches und statistisches Handbuch für geistige 
Störungen) aus dem Jahr 1968 verwende, dem zufolge Homosexualität eine psychosexuelle Störung sei, weshalb 
all jene, die diese "Störung" aufweisen würden, als untauglich erachtet würden (Kaos GL, Oktober 2006). 
Homosexuelle Personen seien laut S. Coskun verpflichtet, in dem Augenblick, in dem sie ihre Homosexualität 
bekannt geben, selbige zu beweisen (Coskun, 26. September 2008, S. 23). Man müsse Fotos oder Videos von 
sich selbst bei gleichgeschlechtlichem Verkehr vorlegen und/oder sich einer rektalen Untersuchung unterziehen 
(Kaos GL, Oktober 2006). Auch Human Rights Watch hält in einem Bericht vom Mai 2008 fest, dass 
Homosexuelle nicht zum Wehrdienst zugelassen würden, so sie ihre sexuelle Orientierung mit Fotos und 
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Untersuchungen "beweisen" könnten (HRW, Mai 2008, S. 9). Die Feststellung der Untauglichkeit liegt im 
Ermessen der Militärbehörde, der in diesem Zusammenhang von der türkischen Homosexuelleninitiative Willkür 
vorgeworfen wird (Kaos GL, Oktober 2006). Kommt die türkische Wehrdienstbehörde zu dem Schluss, dass die 
betreffende Person homosexuell sei würde eine Bescheinigung erstellt und die Person freigestellt (Coskun, 26. 
September 2008, S. 11)." 
 

"Die Auswahl von Rekruten für bestimmte Regionen erfolge ausschließlich auf Computerbasis (Coskun, 26. 
September 2008, S. 20). Für türkische Staatsbürger, die aus dem Ausland zurückkämen, gebe es keine 
gesonderte Vorgangsweise - auch ihre Zuteilung zu bestimmten Regionen würde von der Wehrdienstbehörde per 
Computer entschieden (Coskun, 26. September 2008, S. 34)." 
 

"Die Sondereinsatztruppen des türkischen Militärs teilen sich nach Angaben der US-amerikanischen Online-
Zeitung DefenseNews.com in zwei Kategorien, die kleinere Gruppe der Kommando-Spezialkräfte und die 
30.000-Mann starken, aus sechs Brigaden bestehenden Kommandotruppen, die im Februar 2008 mit 
Unterstützung einer kleinen Anzahl an Kommando-Spezialkräften eine Bodenoffensive gegen die Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) im Nordirak durchgeführt hätten. Nur rund 20 Prozent der Kommandotruppen setze sich aus 
Berufssoldaten zusammen, der Rest seien Wehrdiener. (DefenseNews.com, 19. Mai 2008)" 
 

"Nach Angaben S. Coskuns habe es im Mai 2008 einen Erlass gegeben, dem zufolge einfache Soldaten, Gefreite 
und Reserveoffiziere ab Ende 2008 nicht mehr zur Bekämpfung des Terrorismus zu Kommandoeinheiten 
eingezogen werden dürften. Die Umsetzung dieses Erlasses würde stufenweise vorbereitet, ab Ende 2009 sollten 
Feldwebel und einfach Soldaten gar nicht mehr zu Kommandoeinheiten eingezogen werden. Ab 2010 würden in 
Kommandoeinheiten ausschließlich Offiziere, Unteroffiziere und Oberfeldwebel, d.h. professionelle 
Berufssoldaten, eingesetzt werden. Derzeit würden also noch Wehrdiener eingesetzt, sie müssten aber vorher 
eine kurze Ausbildung erhalten und würden erst dann in die Kommandoeinheit entsandt (Coskun, 26. September 
2008, S. 12f). Auch DefenseNews.com berichtet, dass Wehrdiener bis Ende 2009 aus den Kommandoeinheiten 
abgezogen werden sollten, seit April 2008, so die Online-Zeitschrift, würden Wehrdiener nicht mehr aktiv zu 
den Kommandoeinheiten rekrutiert (vgl. DefenseNews.com, 19. Mai 2008)." 
 

"Die türkische Sprache unterscheidet zwischen Wehrdienstverweigerern aus Gewissensgründen (vicdani retçi) 
und (ergänze: sonstigen) Wehrdienstverweigerern (asker kaçagi) (vgl. auch oben Punkt 4). Letztgenannte 
würden vom türkischen Militärgesetzbuch wiederum in Verweigerer der Registrierung zum Wehrdienst, 
Verweigerer der medizinischen Musterung, Verweigerer der Einberufung und Deserteure gegliedert (vgl. WRI, 
23. Oktober 2008). War Resisters International (WRI) schätzt die Zahl der Wehrdienstverweigerer aus 
Gewissensgründen auf rund 60 Personen (vgl. WRI, 23. Oktober 2008). Nach Angaben der türkischen 
Nachrichtenplattform Bianet sei die Anzahl der Wehrdienstverweigerer aus Gewissensgründen im Sommer 2008 
mit der öffentlichen Bekanntgabe der Wehrdienstverweigerung durch Mehmet Ali Avci auf 69 angewachsen 
(Bianet, 15. August 2008). Die deutsche Deserteursberatung Connection e.V. spricht davon, dass in der Türkei 
ungefähr 50 Wehrdienstverweigerer aus Gewissensgründen leben; außerhalb der Türkei, in Deutschland, den 
Niederlanden, Dänemark und England, würden sich ca. 300 weitere türkische Wehrdienstverweigerer aus 
Gewissensgründen aufhalten (vgl. Connection e.V., Sommer 2005). Ein Artikel der Frankfurter Rundschau weist 
darauf hin, dass neben rund 70 Menschenrechtsaktivisten auch zahlreiche Zeugen Jehovas den Wehrdienst aus 
Gewissensgründen verweigern würden. Insgesamt gebe es in der Türkei etwa 200.000 Personen, die sich dem 
Wehrdienst entziehen würden (vgl. FR, 10. Juni 2005). Das Quaker Council for European Affairs (QCEA) 
veranschlagt die Zahl der Wehrdienstverweigerer mit 350.000 Personen, ungefähr 40 von ihnen hätten den 
Wehrdienst aus nicht-religiösen Gewissensgründen verweigert (QCEA, April 2005, S. 2f). Nach Angaben von 
Suna Coskun spräche man offiziell von 400.000 Wehrdienstverweigerern, innoffiziellen Zahlen zufolge könne es 
sich um bis zu 800.000 Personen handeln (Coskun, 26. September 2008, S. 3). " 
 

1.2.3. Behauptete Ausreisegründe aus dem Herkunftsstaat 
 

Es kann nicht festgestellt werden dass der BF in seinem Herkunftsland einer asylrelevanten Bedrohung 
ausgesetzt war oder bei einer Rückkehr ausgesetzt sein werde. 
 

Weitere Ausreisegründe und/oder Rückkehrhindernisse kamen bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter 
Tatsachen nicht hervor. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

II.1. Beweiswürdigung 
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II.1.1. Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in 
Bezug auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der außer Zweifel stehenden Aktenlage fest. 
 

II.1.2. Zu den vom Bundesasylamt zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im 
Herkunftsstaat ausgewählten Quellen wird angeführt, dass es sich hierbei aus der Sicht des AsylGHs einer 
ausgewogenen Auswahl verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges 
bediente, welches es ihm augenscheinlich ermöglichte, sich ein möglichst umfassendes Bild von der Lage im 
Herkunftsstaat machen zu können. Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angeführt, dass zwar in 
nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat der Veröffentlichung 
davon ausgehen muss, dass sie den Behörden jenes Staates über den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, 
diplomatische Zurückhaltung geübt wird, wenn es um Sachverhalte geht, für die ausländische Regierungen 
verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften 
vielfach zu besonderer Objektivität verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder 
für den potentiellen Verfolgerstaat, noch für die behauptetermaßen Verfolgten unterstellt werden kann. Hingegen 
findet sich hinsichtlich der Überlegungen zur diplomatischen Zurückhaltung bei Menschenrechtsorganisationen 
im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen Ursprunges. 
 

Ebenso kommt den Quellen in Verbindung mit der erfolgten Beweisaufnahme gem. § 45 Abs. 3 AVG 
ausreichende Aktualität zu (vgl. Erk. d. VwGHs. vom 9. März 1999, Zl. 98/01/0287 und sinngemäß im 
Zusammenhang mit Entscheidungen nach § 4 AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998, 98/01/0284, bzw. 
auch das E. vom 7. Juni 2000, Zl. 99/01/0210). 
 

Auch der BF trat den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substanttiert entgegen. Eine 
Stellungnahme wurde vom BF nicht vorgenommen. 
 

II.1.3. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzuführen, dass die vom BAA vorgenommene 
Beweiswürdigung im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze in 
sich schlüssig und stimmig ist. 
 

Die freie Beweiswürdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu 
einer Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, 
führt. Der Verwaltungsgerichtshof führt dazu präzisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswürdigung nur 
dann als erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und 
sichere Anhaltspunkte für eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). 
Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens, 

5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, führen beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs 
vom 19.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prüfung aller für und wider vorgebrachten 
Beweismittel gewonnene freie Überzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere 
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den 
Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zugänglich ist, 
dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genügen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher 
eine höchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Überzeugung von der Richtigkeit der 
wahrscheinlichen Tatsache zu begründen, (...)". 
 

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der höchstgerichtlichen Judikatur 
festgelegten, Prämissen für den Vorgang der freien Beweiswürdigung dem Bundesasylamt nicht 
entgegenzutreten, wenn es das ausreisekausale Vorbringen im dargestellten Ausmaß als nicht glaubhaft 
qualifiziert. 
 

Auch ist eine abweisende Entscheidung im Verfahren nach § 7 AsylG bereits dann möglich, wenn es als 
wahrscheinlich angesehen wird, dass eine Verfolgungsgefahr nicht vorliegt, das heißt, mehr Gründe für als 
gegen diese Annahme sprechen (vgl zum Bericht der Glaubhaftmachung: Ackermann, Hausmann, Handbuch des 
Asylrechts (1991) 137 f; s.a. VwGH 11.11.1987, 87/01/0191) ¿Rohrböck AsylG 1997, Rz 314, 524). 
 

Dem Bundesasylamt ist zuzustimmen, wenn dieses anführt, das Vorbringen des BF sei widersprüchlich und 
damit unglaubwürdig. So wurde von der Erstbehörde zu Recht angeführt, die Angaben zu den Zeitpunkten seiner 
Festnahmen seien widersprüchlich (Im Formblatt des Bundesasylamtes hatte der BF angegeben, er sei am 
01.09.2004 auf dem Weg nach XXXX angehalten und drei Tage gefoltert worden, das gleiche Datum hatte er 
auch in der Einvernahme am 18.08.2005 angegeben. In der Einvernahme am 08.02.2007 dagegen behauptete er 
dem widersprechend, dies sei im Jahre 2001 gewesen. Auch betreffend die weitere Anhaltung gab er einmal das 
Jahr 1999, bei der nächsten Einvernahme aber dazu widersprüchlich das Jahr 1998 als Vorfallszeitpunkt an.). 
Widersprüchlich sind auch seine Angaben zu den erfolgten angeblichen Gerichtsverhandlungen an denen er 



 Asylgerichtshof 16.04.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 16 von 29 

teilgenommen haben will. Einmal gab er an, es hätten insgesamt 13 oder 14 Verhandlungen stattgefunden (vgl. 
AS 31), an denen er teilgenommen habe, bei der Einvernahme am 08.02.2007 aber gab er im Gegensatz dazu an, 
er habe nur an zwei Gerichtsverhandlungen teilgenommen (vgl. AS 79). 
 

Weitere Widersprüche ergeben sich aus den Angaben des BF hinsichtlich seiner Aufenthaltsorte. Im Formblatt 
des Bundesasylamtes hatte er angegeben, dass er von XXXX nach XXXX gereist sei, dort einen LKW bestiegen 
habe und nach Österreich gekommen sei. Am 18.08.2005 hatte er behauptet, dass er die letzten drei Monate vor 
der Ausreise in XXXX verbracht habe und davor vier Monate in XXXX aufhältig gewesen sei. Ansonsten sei er 
nur in XXXX aufhältig gewesen. Er hatte dezidiert angegeben, sieben Monate vor seiner Ausreise nicht mehr 
daheim aufhältig gewesen zu sein. 
 

In der Einvernahme am 08.02.2007 hatte er hingegen behauptet, von Juni 2005 bis zur Ausreise aus der Türkei in 
XXXX, davor 18 Tage in XXXX und davor 36 Tage in XXXX aufhältig gewesen zu sein; in Summe ergibt das 
aber nur einen Zeitraum von ca. 4 Monaten. Diese Angaben zu seinen Aufenthaltsorten sind in hohem Maße 
widersprüchlich und damit unglaubwürdig. 
 

Diese angeführten Widersprüche sind schon allein für sich geeignet, den Befund der Unglaubwürdigkeit zu 
tragen. Zudem ist dem BAA nicht entgegenzutreten, wenn es das Vorbringen des BF als abstrakt und allgemein 
gehalten qualifizierte und würdigte, dass er konkrete und detaillierte Angaben - trotz Nachfrage - nicht habe 
machen können. So hatte er beispielsweise auch angegeben, dass seinem Bruder - der ebenso mit ihm 
festgenommen worden war - kein schuldhaftes Verhalten nachgewiesen werden konnte, auf Nachfrage dann aber 
angegeben, die Polizisten wüssten nicht, dass er im Dorf sei. Diese Antwort ist nicht nur ausweichend, sondern 
auch unlogisch. Wenn ihm kein schuldhaftes Verhalten nachgewiesen werden konnte, dann wird er auch 
deswegen nicht mehr gesucht werden. 
 

Im Übrigen wird die Beweiswürdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekämpft, weshalb 
der Asylgerichtshof nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu ergänzen (vgl. zB. 
VwGH 20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 
ua.). Hier führt die Beschwerdeschrift nur einen Aspekt (Widersprüche über Zeitpunkte) an und lässt die 
restlichen Argumente völlig unwidersprochen. Hinsichtlich der Widersprüche betreffend die Zeitpunkte wird 
dargelegt, dass länger zurückliegende Zeitpunkte nicht mehr exakt bestimmt werden könnten. Dieses Argument 
vermag nicht zu überzeugen, weil die behauptete zweite Anhaltung jedenfalls nicht länger zurücklag und 
außerdem die extreme Differenz in den Aussagen ("01.09.2004" bzw. "im Jahre 2001") dadurch nicht erklärt 
werden kann. Zudem handelte es sich bei der zeitlich früheren lt. dem BF um eine Anhaltung von 58 Tagen. Es 
entspricht der allgemeinen Lebenserfahrung, dass derartige einschneidende Ereignisse (Anhaltung von ca. 2 
Monaten!!) von den Betroffenen auch noch nach Jahren zeitlich genau eingeordnet werden können. Der BF 
nannte hier einmal das Jahr 1999, dann aber das Jahr 1998. Auch an den Monat der Anhaltung konnte er sich 
nicht erinnern. Das ist äußerst unplausibel und damit unglaubwürdig. 
 

II.1.4. Ebenso weist das erkennende Gericht auf folgende Umstände hin: 
 

Der BF machte darüber hinaus weitere widersprüchliche Aussagen. So gab er in der Einvernahme am 
08.02.2007 an, dass sein Vater ihn angerufen und ihm mitgeteilt hatte, dass einige der Mitangeklagten zu 
dreieinhalb bis vier Jahren Freiheitsstrafe verurteilt worden seien und er ihm deswegen zur Flucht rate, weil er 
befürchtete, dass auch er (der BF) zu einer Haftstrafe verurteilt werden könnte (vgl. AS 77). Wenig später in der 
Einvernahme erklärte er im Widerspruch dazu, die Polizei suche ihn, weil er verurteilt worden sei (vgl. AS 79). 
Er sprach also einmal von der Möglichkeit einer Verurteilung, wenig später aber im Widerspruch dazu davon, 
dass er tatsächlich verurteilt worden sei. 
 

Im schriftlichen Formblatt des Bundesasylamtes hatte der BF auch dargelegt, es habe noch weitere ähnliche 
Vorfälle gegeben, wo er angehalten wurde. In den beiden folgenden Einvernahmen findet sich jedoch 
hinsichtlich weiterer Anhaltungen oder ähnlicher Vorfälle (außer den beiden behaupteten Festnahmen) kein 
Wort, dies, obwohl er konkret nach weiteren Fluchtgründen gefragt worden war (vgl. AS 35, 81). 
 

Zusammenfassend ist also festzustellen, dass der Würdigung des Bundesasylamtes, das Vorbringen des BF sei 
hinsichtlich der behaupteten Verfolgungen nicht glaubhaft, nicht entgegenzutreten ist. Der Asylgerichtshof 
erkennt das Vorbringen des BF hinsichtlich Verfolgung wegen der Mitgliedschaft zur DEHAP, der beiden 
behaupteten Festnahmen und der gerichtlichen Verfolgung in diesem Zusammenhang, aufgrund der soeben 
erfolgten Darlegungen als völlig unglaubwürdig. 
 

II.1.5. Sofern in der Beschwerde seitens des Beschwerdeführers moniert wird, dass der Sachverhalt unrichtig und 
unvollständig erhoben worden sei, wird festgestellt, dass nach Ansicht des AsylGH, wie bereits oben ausgeführt, 
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das Bundesasylamt - vorbehaltlich der Ausführungen zur Aktualität der Quellen und des Parteiengehörs - ein 
mängelfreies, ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und in der Begründung des angefochtenen 
Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen 
und die darauf gestützte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und übersichtlich zusammengefasst hat. Dem BF ist 
es nicht gelungen, der Beweiswürdigung des Bundesasylamtes dermaßen konkret und substantiiert entgegen zu 
treten, dass Zweifel an der Beweiswürdigung des Bundesasylamtes aufgekommen wären. Vom BF wurde es 
unterlassen, durch klare, konkrete und substantiierte Ausführungen darzulegen, warum er vom Vorliegen einer 
mangelhaften Ermittlungstätigkeit durch das Bundesasylamt ausgeht, was jedoch unterblieb. Da somit weder aus 
dem amtswegigen Ermittlungsergebnis im Beschwerdeverfahren noch aus den Ausführungen des BF ein 
substantiierter Hinweis auf einen derartigen Mangel vorliegt, kann ein solcher nicht festgestellt werden. 
 

Soweit der BF in seiner Beschwerde darlegt, die Feststellungen des BAA seien veraltet, wird darauf 
hingewiesen, dass dem rechtsfreundlichen Vertreter des BF mit Schreiben vom 09.12.2008 aktuelle und zudem 
umfangreiche Feststellungen zur Türkei zur Kenntnis gebracht wurden. Eine Stellungnahme dazu wurde vom BF 
nicht eingebracht. Diese Feststellungen zeigen im Wesentlichen ein unverändertes Bild der Lage im 
Herkunftsstaat des BF. Im Besonderen wird darauf verwiesen, dass kurdischstämmige Wehrdienstleistende 
keinen Nachteilen aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit ausgesetzt sind. Diese Feststellung wurde bereits 
vom BAA getroffen und findet sich unverändert in den nunmehr aktuellen Feststellungen. 
 

Soweit im erstinstanzlichen Verfahren das Parteiengehör verletzt wurde, indem dem BF die allgemeine Lage in 
dessen Herkunftsstaat, welche das Bundesasylamt als erwiesen annimmt, nicht zur Kenntnis gebracht wurde, 
wird angeführt, dass der BF die Gelegenheit hatte, zum Ergebnis des Ermittlungsverfahrens in der Beschwerde 
gegen den erstinstanzlichen Bescheid Stellung zu nehmen und er davon auch Gebrauch gemacht hat. Im 
gegenständlichen Fall stand es dem BF aufgrund der Mangelhaftigkeit des erstinstanzlichen Verfahrens (§ 32 
AsylG in der hier anzuwendenden Fassung) hinsichtlich der Verletzung des Parteiengehörs im 
Beschwerdeverfahren weiters frei, zulässigerweise einen neuen Sachverhalt vorzubringen. Aufgrund der hier 
vorliegenden Sach- und Rechtslage ist daher davon auszugehen, dass die Verletzung des Parteiengehörs durch 
die Möglichkeit der Einbringung der Beschwerde in diesem konkreten Fall als saniert anzusehen ist (vgl. für 
viele: VwGH vom 11.9.2003, 99/07/0062; VwGH vom 27.2.2003, 2000/18/0040; VwGH vom 26.2.2002, 
98/21/0299), wodurch jedoch nicht gesagt ist, dass das Bundesasylamt generell von der Verpflichtung, 
Parteiengehör zu gewähren befreit ist und nicht Fälle denkbar sind, in welchen eine solche Verpflichtung zur 
Behebung des erstinstanzlichen Bescheides gem. § 66 (2) AVG führen kann. 
 

II.2. Rechtliche Beurteilung 
 

II.2.1. Zuständigkeit 
 

Artikel 151 Abs. 39 Z. 1 und 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) lauten: 
 

(39) Art. 10 Abs. 1 Z 1, 3, 6 und 14, Art. 78d Abs. 2, Art. 102 Abs. 2, Art. 129, Abschnitt B des (neuen) 
siebenten Hauptstückes, Art. 132a, Art. 135 Abs. 2 und 3, Art. 138 Abs. 1, Art. 140 Abs. 1erster Satz und Art. 
144a in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 2/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Für den 
Übergang zur neuen Rechtslage gilt: 
 

Z 1: Mit 1. Juli 2008 wird der bisherige unabhängige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof. 
 

Z 4: Am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom Asylgerichtshof 
weiterzuführen. 
 

Gem. § 75 (7) Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 idgF sind am 1. Juli 2008 beim Unabhängigen 
Bundesasylsenat anhängige Verfahren vom Asylgerichtshof nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen 
weiterzuführen: 
 

... 
 

Im Rahmen der Interpretation des § 75 (7) ist mit einer Anhängigkeit der Verfahren beim Unabhängigen 
Bundesasylsenat mit 30.6.2008 auszugehen (vgl. Art. 151 Abs. 39 Z.1 B-VG). Der in der genannten 
Übergangsbestimmung genannte 1. Juli 2008 ist im Sinne der im oa. Klammerausdruck genannten Bestimmung 
des B-VG zu lesen. 
 

Aus den oa. Bestimmungen ergibt sich die nunmehrige Zuständigkeit des AsylGH. 
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II.2.2. Entscheidung im Senat 
 

2. Gemäß § 61 (1) AsylG 2005 BGBl I Nr. 100/2005 idF BGBl I Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in 
Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter über 
 

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und 
 

2. [.....] 
 

(2) [.....] 
 

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter über Beschwerden gegen 
 

1. zurückweisende Bescheide 
 

[......] 
 

(4) Über die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der für die Behandlung 
der Beschwerde zuständige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende. 
 

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist über die gegenständliche Beschwerde im Senat zu entscheiden. 
 

II.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht 
 

Gem. § 23 (1) des Bundesgesetzes über den Asylgerichtshof, BGBl. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - 
AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, 
auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs 
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat das erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Es ist berechtigt, im Spruch und in der 
Begründung seine Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und demgemäß den angefochtenen 
Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Gem. § 73 (1) Asylgesetz 2005, BGBl I Nr. 100/2005 (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Maßgabe des § 75 
(1) leg. cit in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des 
Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen sind. 
 

Gegenständliches Verfahren war am 31.12.2005 anhängig, weshalb es nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 
1997, BGBl. I Nr. 76/1997 idF, BGBl. I Nr. 129/2004 zu Ende zu führen war. 
 

II.2.4. Verweise, Wiederholungen 
 

II.2.4.1. Das erkennende ist Gericht berechtigt, auf die außer Zweifel stehende Aktenlage (VwGH 16. 12. 1999, 
99/20/0524) zu verweisen, weshalb auch hierauf im gegenständlichen Umfang verwiesen wird. 
 

II.2.4.2. Ebenso ist es nicht unzulässig, Teile der Begründung der Bescheide der Verwaltungsbehörde wörtlich 
wiederzugeben. Es widerspricht aber grundlegenden rechtsstaatlichen Anforderungen an die Begründung von 
Entscheidungen eines (insoweit erstinstanzlich entscheidenden) Gerichts, wenn sich der Sachverhalt, 
Beweiswürdigung und rechtliche Beurteilung nicht aus der Gerichtsentscheidung selbst, sondern erst aus einer 
Zusammenschau mit der Begründung der Bescheide ergibt. Die für die bekämpfte Entscheidung maßgeblichen 
Erwägungen müssen aus der Begründung der Entscheidung hervorgehen, da nur auf diese Weise die 
rechtsstaatlich gebotene Kontrolle durch den Verfassungsgerichtshof möglich ist (Erk. d. VfGH v. 7.11.2008, 
U67/08-9 mwN). 
 

II.2.4.3. Grundsätzlich ist anzuführen, dass - vorbehaltlich der getroffenen Ausführungen zur Aktualität der den 
Länderfeststellungen zu Grunde liegenden Quellen, und vorbehaltlich der Ausführungen zur Verletzung des 
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Parteiengehörs - das Bundesasylamt ein ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchführte und in der 
Begründung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der 
Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und 
übersichtlich zusammenfasste. Die Erstbehörde hat sich mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt 
und in zutreffenden Zusammenhang mit der Situation des BF gebracht. Auch die rechtliche Beurteilung begegnet 
keinen Bedenken. 
 

Im Lichte der oa. Judikatur wiederholte das erkennende Gericht die Ausführungen des Bundesasylamtes wörtlich 
und konkretisiert diese wie folgt: 
 

II.2.5. Abweisung des Antrages auf Gewährung von Asyl 
 

Gemäß § 7 AsylG hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft ist, dass ihnen im 
Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flüchtlingskonvention) droht und keiner der in 
Art. 1 Abschnitt C oder F der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Gegenständlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit (§ 4 AsylG) oder Zuständigkeit eines anderen 
Staates (§ 5 AsylG) zurückzuweisen. Ebenso liegen bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen keine 
Asylausschlussgründe vor. 
 

Flüchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen 
Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen. 
 

Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380). 
 

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende 
persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die 
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. Die Verfolgungsgefahr 
steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten 
Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (z.B. VwGH vom 
19.12.1995, Zl. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. Zl. 98/01/0262). Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur 
aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen (VwGH 05.06.1996, Zl. 95/20/0194). 
 

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Gründen haben und muss 
ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes befindet. 
 

Wie im gegenständlichen Fall bereits in der Beweiswürdigung ausführlich erörtert wurde, war dem Vorbringen 
des Beschwerdeführers zum behaupteten Ausreisegrund - im genannten Umfang - insgesamt die 
Glaubwürdigkeit abzusprechen, weshalb die Glaubhaftmachung eines Asylgrundes insofern von vornherein 
ausgeschlossen werden kann. Es sei an dieser Stelle betont, dass die Glaubwürdigkeit des Vorbringens die 
zentrale Rolle für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft und Asylgewährung einnimmt (vgl. VwGH v. 
20.6.1990, Zl. 90/01/0041). 
 

Im gegenständlichen Fall erachtet das erkennende Gericht im dem im Rahmen der Beweiswürdigung dargelegten 
Umfang die Angaben als unwahr, sodass insoweit die vom Beschwerdeführer behaupteten Fluchtgründe nicht als 
Feststellung der rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden können, und es ist auch deren Eignung zur 
Glaubhaftmachung wohl begründeter Furcht vor Verfolgung nicht näher zu beurteilen (VwGH 9.5.1996, 
Zl.95/20/0380). 
 

Was das weitere Vorbringen des Antragstellers, dass er eine Bestrafung im Heimatland befürchte, weil er es 
ablehne, den Wehrdienst abzuleisten, ist dem BAA beizupflichten, dass dies nicht zur Asylgewährung führen 
kann. Beim Militärdienst handelt es sich um eine Pflicht, die jeder Staat seinen Bürgern auferlegen kann. Die 
Flucht eines Asylwerbers vor einem drohenden Militärdienst indiziert eben so wenig die Flüchtlingseigenschaft, 
wie die Furcht vor einer wegen Desertion oder Wehrdienstverweigerung drohenden, unter Umständen auch 
strengen Bestrafung. Der Antragsteller hat nicht dargetan, dass er ausschließlich wegen seiner Nationalität oder 
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seiner politischen Gesinnung einberufen wurde oder dass mit der Einberufung eine asylrelevante Verfolgung 
beabsichtigt gewesen wäre. Er hat zwar vorgebracht, dass ihm wegen der befürchteten Verurteilung aufgrund 
seiner politischen Aktivitäten eine höhere Strafe als anderen Deserteuren bzw. Wehrdienstverweigerern drohe. 
Sein Vorbringen wurde in dieser Hinsicht aber als völlig unglaubwürdig erkannt, weshalb eine solche 
Befürchtung - aus diesem Grund - nicht zutreffen kann. Eine Ungleichbehandlung aus Gründen seiner 
Zugehörigkeit zur kurdischen Volksgruppe ist aus den getroffenen Länderfeststellungen ebenso nicht ableitbar. 
Es kann daher nicht davon ausgegangen werden, dass der Antragsteller insoweit eine gegen ihn gerichtete 
Verfolgungshandlung aus einem in der Genfer Konvention aufgezählten Grund zu erwarten habe. 
 

Da sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter 
Tatsachen keine Hinweise auf das Vorliegen der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 
2 der GFK genanten Grund ergaben, scheidet die Gewährung von Asyl somit aus. 
 

II.2.6. Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den 
Herkunftsstaat 
 

Gem. § 8 Abs 1 AsylG 1997 hat die Behörde im Falle einer Abweisung eines Asylantrages von Amts wegen 
festzustellen, ob eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat zulässig ist; 
diese Entscheidung ist mit der Abweisung des Asylantrages zu verbinden. 
 

§ 8 AsylG 1997 beschränkt den Prüfungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies ist dahin 
gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen auch die 
Flüchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prüfen ist (VwGH 22.4.1999, 98/20/0561; 
20.5.1999, 98/20/0300). 
 

Gemäß Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets BGBl. I 100/2005 ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft 
getreten. Am 1.1.2006 ist gemäß § 126 Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 (Art. 3 BG BGBl. I 100/2005; in der 
Folge: FPG) das FPG in Kraft getreten. Gemäß § 124 Abs. 2 FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf 
Bestimmungen des FrG verwiesen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Demnach 
ist die Verweisung des § 8 Abs. 1 AsylG auf § 57 FrG nunmehr auf die "entsprechende Bestimmung" des FPG 
zu beziehen und das ist nun § 50 FPG. Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - unmittelbar 
oder mittelbar - auf § 57 FrG bezieht, lässt sich insoweit auch auf § 50 FPG übertragen. 
 

Die Zurückweisung, die Hinderung an der Einreise, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat 
ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder 
für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher 
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes verbunden wäre (§ 8 Abs 1 AsylG 
iVm § 50 Abs. 1 FPG) bzw. dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 
33 Z 1 der GFK iVm § 50 Abs. 2 FPG und § 8 Abs 1 AsylG), es sei denn, es bestehe eine inländische 
Fluchtalternative. 
 

Im gegenständlichen Fall wurde Gefährdung iSd § 50 Abs 2 FPG bereits unter Punkt II.2.5. geprüft und 
ausgeschlossen. In Bezug auf § 50 

(1) leg cit. wird Folgendes ausgeführt: 
 

Art. 2 EMRK lautet: 
 

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschützt. Abgesehen von der Vollstreckung eines 
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens 
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tötung nicht vorgenommen werden. 
 

(2) Die Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt 
erforderlichen Gewaltanwendung ergibt: 
 

a) um die Verteidigung eines Menschen gegenüber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen; 
 

b) um eine ordnungsgemäße Festnahme durchzuführen oder das Entkommen einer ordnungsgemäß 
festgehaltenen Person zu verhindern; 
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c) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdrücken." 
 

Während das 6. ZPEMRK die Todesstrafe weitestgehend abgeschafft wurde, erklärt das 13. ZPEMRK die 
Todesstrafe als vollständig abgeschafft. 
 

Art. 3 EMRK lautet: 
 

"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen 
werden." 
 

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsätzlich große körperliche oder seelische Schmerzen 
oder Leiden zugefügt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Geständnis zu 
erlangen, um sie für eine tatsächlich oder mutmaßlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, 
um sie oder einen Dritten einzuschüchtern oder zu nötigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von 
Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung 
oder mit deren ausdrücklichem oder stillschweigendem Einverständnis verursacht werden. Der Ausdruck 
umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zulässigen Sanktionen ergeben, dazu 
gehören oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984). 
 

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsätzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der 
Folter zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394). 
 

Unter einer erniedrigenden Behandlung ist die Zufügung einer Demütigung oder Entwürdigung von besonderem 
Grad zu verstehen (Näher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f). 
 

Art. 3 EMRK enthält keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich 
im Bundesgebiet aufhält. 
 

Der EGMR geht in seiner ständigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf politisches Asyl 
garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach 
Art. 3 EMRK begründen, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass die betroffene Person im 
Falle seiner Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt würde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK 
widersprechenden Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI 
gegen das Vereinigte Königreich, Nr. 21878/06). 
 

Eine aufenthaltsbeendende Maßnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begründete Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (für viele: 

VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EuGRZ 1989, 314). Die Asylbehörde hat daher auch Umstände im 
Herkunftsstaat des Beschwerdeführers zu berücksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare 
Verantwortlichkeit Österreichs fallen. Als Ausgleich für diesen weiten Prüfungsansatz und der absoluten 
Geltung dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Österreich) 
dahingehend, dass er für ein "ausreichend reales Risiko" für eine Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des 
hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn 
dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates für einen möglichen Schaden des 
Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex "Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in 
"Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex: 

"Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko vs. Finnland; Hukic vs. Schweden, Karim, vs. 
Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs. Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06. 
 

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsätzlich kein Bleiberecht mit der 
Begründung abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. 
unterstützende Leistungen nicht biete, die der Staat des gegenwärtigen Aufenthaltes bietet (vgl für mehrere. z. B. 
Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964, oder auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others 
against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99). 
 

Der BF hat im gesamten bisherigen Verfahren keine Krankheit behauptet. Es ist daher davon auszugehen, dass er 
völlig gesund ist; insofern ist ein Ansatz - der BF könnte im Herkunftsland in dieser Hinsicht einer Art. 3 EMRK 
widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein - nicht erkennbar. 
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Gem. der Judikatur des EGMR muss der Beschwerdeführer die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen 
und ernsthaften Gefahr schlüssig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. 
Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise 
geschildert und auf geeignete Weise belegt werden. 
 

Rein spekulative Befürchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X 
u. Y gg. Vereinigtes Königreich), wie vage oder generelle Angaben bezüglich möglicher 
Verfolgungshandlungen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 
289). 
 

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, 
durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten 
Rechtsgüter glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des 
Fremden betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 
26.6.1997, Zl. 95/18/1293, VwGH 17.7.1997, Zl. 97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anführt, 
dass es trotz allfälliger Schwierigkeiten für den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -
so weit als möglich- Informationen vorzulegen, die der Behörde eine Bewertung der von ihm behaupteten 
Gefahr im Falle einer Abschiebung ermöglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005) 
 

Wenn es sich um einen der persönlichen Sphäre der Partei zugehörigen Umstand handelt (zB ihre familiäre 
(VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002, 2001/20/0601) 
oder finanzielle (vgl VwGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation, von dem sich die Behörde nicht amtswegig 
Kenntnis verschaffen kann (vgl auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhöhte Mitwirkungspflicht des 
Asylwerbers (VwGH 18.12.2002, 2002/18/0279). 
 

Voraussetzung für das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist sohin auch in diesem Fall, dass eine von 
staatlichen Stellen zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsgüter 
vorliegt oder dass im Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) 
vorhanden ist und damit zu rechnen wäre, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher 
Wahrscheinlichkeit der in § 50 Abs. 1 FPG umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt wäre (vgl. VwGH 
26.6.1997, 95/21/0294). 
 

Der VwGH geht davon aus, dass der Beschwerdeführer vernünftiger Weise (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380) 
damit rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer über die bloße Möglichkeit (z.B. 
VwGH vom 19.12.1995, Zl. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. Zl. 98/01/0262) hinausgehenden 
maßgeblichen Wahrscheinlichkeit von einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, Zl. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu 
sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkül nicht erreicht, scheidet die Gewährung von subsidiärem Schutz 
somit aus. 
 

Wenn der BF im Beschwerdeschriftsatz ausführt, dass es im Falle einer Festnahme notorisch zu 
menschenrechtswidriger Behandlung, Misshandlungen und Folterungen komme und in Polizeihaft nach wie vor 
systematisch Folter angewendet werde, so ist das in dieser Allgemeinheit jedenfalls falsch. Dass in Polizeihaft 
systematisch Folter angewendet werde, ist den Länderfeststellungen nicht zu entnehmen. Zwar sprechen die 
Berichte von einzelnen Fällen von menschenrechtswidriger Behandlung oder Misshandlungen, von einer 
generellen solchen Praxis kann aber keine Rede sein. Insoweit wird auch auf die sogen. "Null-Toleranz-Politik" 
der türkischen Regierung, Folter und Misshandlung zu unterbinden hingewiesen (dt. AA, Bericht über die asyl- 
und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Türkei, 11.09.2008, Seite 23 f). Gleiches gilt für eine 
Anhaltung in türkischen Militärgefängnissen. 
 

Dass dem BF eine menschenrechtswidrige Behandlung im Falle einer Festnahme und Verurteilung wegen 
Wehrdienstverweigerung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit drohe, kann daher nicht erkannt werden. 
 

Auch wenn sich die Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers in wesentlichen 
Bereichen als problematisch darstellt, kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte ständige 
Praxis grober, offenkundiger, massenhafter Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, 
vgl. auch Art. 3 des UN-Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984) herrschen würde und praktisch, jeder der sich im 
Hoheitsgebiet des Staates aufhält schon alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen 
Lage mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen muss, von einem unter § 50 FPG subsumierbaren 
Sachverhalt betroffen ist. 
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Hinweise auf das sonstige Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, 
Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) liegen 
ebenfalls nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter 
Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 und/oder 3 EMRK abgeleitet werden 
kann. 
 

Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates des BF (die Todesstrafe wurde abgeschafft) 
scheidet das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe aus. 
 

Da sich der Herkunftsstaat des Beschwerdeführers nicht im Zustand willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter 
Tatsachen nicht festgestellt werden, dass für den Beschwerdeführer als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung 
des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder 
innerstaatlichen Konfliktes besteht. 
 

Aus der sonstigen allgemeinen Lage kann ebenfalls bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen 
ebenfalls kein Hinweis auf das Bestehen eines unter § 50 FPG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werden. 
 

Weitere, in der Person des Beschwerdeführers begründete Rückkehrhindernisse können bei Berücksichtigung 
sämtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden. 
 

Zur individuellen Situation des Beschwerdeführers wird weiters festgestellt, dass dieser im Herkunftsstaat über 
eine hinreichende Existenzgrundlage verfügt. Beim Beschwerdeführer handelt es sich um einen mobilen, jungen, 
gesunden, arbeitsfähigen Mann. Einerseits stammt der Beschwerdeführer aus einem Staat, auf dessen 
Territorium die Grundversorgung der Bevölkerung gewährleistet ist und andererseits gehört der 
Beschwerdeführer keinem Personenkreis an, von welchem anzunehmen ist, dass er sich in Bezug auf seine 
individuelle Versorgungslage schutzbedürftiger darstellt als die übrige Bevölkerung, welche ebenfalls für ihre 
Existenzsicherung aufkommen kann. Ebenso steht es dem BF frei, eine Beschäftigung bzw. zumindest 
Gelegenheitsarbeiten anzunehmen. 
 

Der BF verfügt zudem über Rückhalt durch dortige Familienangehörige (Brüder, Mutter) auf deren 
Unterstützung er gegebenenfalls zurückgreifen könnte. 
 

Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung ist jedenfalls davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer im Falle einer 
Rückkehr in seinen Herkunftsstaat in der Lage ist, seine dringendsten Lebensbedürfnisse zu befriedigen und er 
nicht über anfängliche Schwierigkeiten hinaus in eine dauerhaft aussichtslose Lage gerät. 
 

Im Hinblick auf die Richtlinie 2004/83/EG über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen 
Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (Status- bzw- Qualifikationsrichtlinie) wird 
im Zusammenhang mit dem Bestehen einer zumutbaren Existenzgrundlage aus der nachstehenden deutschen 
Judikatur auszugsweise zitiert, welcher sich das erkennende Gericht vollinhaltlich anschließt: 
 

"Nach den Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer 
Ort erwerbsfähigen Personen das wirtschaftliche Existenzminimum grundsätzlich dann, wenn sie dort - was 
grundsätzlich zumutbar ist - durch eigene und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht 
entsprechende Arbeit oder durch Zuwendungen von dritter Seite jedenfalls nach Überwindung von 
Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen können. Zu den 
regelmäßig zumutbaren Arbeiten gehören dabei auch Tätigkeiten, für die es keine Nachfrage auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht überkommenen Berufsbildern entsprechen, etwa weil sie keinerlei 
besondere Fähigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines kurzfristigen Bedarfs ausgeübt 
werden können, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten- oder Nischenwirtschaft' stattfinden. Der 
Verweis auf eine entwürdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch Beteiligung an Straftaten im Rahmen 
'mafiöser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom 17.05.2005 - 1 B 100/05 - <juris>). 
Maßgeblich ist grundsätzlich auch nicht, ob der Staat den Flüchtlingen einen durchgehend legalen 
Aufenthaltsstatus gewähren würde, vielmehr ist in tatsächlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche 
Existenzminimum zur Verfügung steht (vgl. BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. 
OVG Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - <juris> [35 S., M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln 
auch die notwendigsten Aufwendungen für Leben und Gesundheit aufgebracht werden können." 
 

Quelle: VGH Ba-Wü: Zum internen Schutz nach der Qualifikationsrichtlinie 
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Urteil vom 25.10.2006 - A 3 S 46/06 
 

Aufgrund der getroffenen Ausführungen ist davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer vernünftiger Weise 
nicht damit rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer über die bloße Möglichkeit 
hinausgehenden maßgeblichen Wahrscheinlichkeit von einer aktuellen Gefahr betroffen zu sein, weshalb die 
Gewährung von subsidiären Schutz ausscheidet. 
 

II.2.7. Ausweisung des BF in seinen Herkunftsstaat 
 

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG hat die Behörde den Bescheid mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der 
Asylantrag abgewiesen wird und die Überprüfung gemäß § 8 Abs. 1 AsylG ergeben hat, dass die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat zulässig ist. 
 

Der gegenständliche Asylantrag war abzuweisen und die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in 
den Herkunftsstaat für zulässig zu erklären. Es liegt daher bei Erlassung dieses Bescheides kein rechtmäßiger 
Aufenthalt im Bundesgebiet mehr vor. 
 

Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 
vorliegen (Art. 8 Abs 1 EMRK). 
 

Zum Prüfungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von 
Eltern und (minderjährigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern 
(EKMR 14.3.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 
6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse 
Beziehungsintensität vorliegt. Es kann nämlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen 
Personen, welche miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 
EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umständen, von der konkreten Lebenssituation 
abhängig. Der Begriff des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, 
engere Bindungen voraus; die Beziehungen müssen eine gewisse Intensität aufweisen. So ist etwa darauf 
abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob 
sie (finanziell) voneinander abhängig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 
19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 
8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK- Kommentar, 
2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die Verfassung? 
ÖJZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso 
VwGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vgl. auch VwGH vom 8.6.2006, Zl. 2003/01/0600-14, oder VwGH vom 
26.1.2006, Zl.2002/20/0235-9, wo der VwGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben 
zwischen Eltern und minderjährigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljährigkeit beendet wird, 
wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt). 
 

Der Begriff des Familienlebens ist darüber hinaus nicht auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat 
gründen, sondern schließt auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend ist beispielsweise das 
Zusammenleben eines Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch 
gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua). Bei dem Begriff 
"Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es sich nach gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um 
einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention. 
 

Ist von einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das 
Privatleben der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige 
Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas). 
 

Im Bundesgebiet halten sich die bereits genannten dem BF nahestehende Personen auf. Eine Cousine und zwei 
seiner Cousins leben in Salzburg. Der BF wird von diesen Personen finanziell unterstützt; er lebt in Wien. 
 

Er möchte offensichtlich sein künftiges Leben in Österreich gestalten und hält sich bereits den genannten 
Zeitraum im Bundesgebiet auf. Er reiste unter Umgehung der Grenzkontrolle und mit Hilfe einer 
Schlepperorganisation in das Bundesgebiet ein. 
 

Die Ausweisung stellt somit einen Eingriff in das Recht auf das Privat- und Familienleben dar, wenngleich 
dieser schon alleine durch den erst kurzen Aufenthalt und den niedrigen Integrationsgrad, welcher darüber 
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hinaus nur durch die unbegründete Stellung eines Asylantrages erreicht werden konnte, in Österreich relativiert 
wird. 
 

Gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung des Rechts auf das 
Privat- und Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, welche in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Zweifellos handelt es sich sowohl beim Bundesasylamt als auch beim AsylGH um öffentliche Behörden im 
Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff in § 8 Abs. 2 AsylG gesetzlich vorgesehen. 
 

Es ist in weiterer Folge zu prüfen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und/oder Familienlebens 
des Beschwerdeführers im gegenständlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und 
ein in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, nämlich die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
iSv. Art. 8 (2) EMRK, in verhältnismäßiger Wiese verfolgt. 
 

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die öffentliche Ordnung 
aufrechtzuerhalten, insb. in Ausübung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich 
ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die 
Entscheidungen in diesem Bereich müssen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschütztes Recht 
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedürfnis 
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegenüber verhältnismäßig sein. 
 

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt 
von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Artikel 8 
Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, uva). 
 

Der VwGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskräftigem 
Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein länger dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen würde, was eine Ausweisung als 
dringend geboten erscheinen lässt (VwGH 31.10.2002, Zl. 2002/18/0190). 
 

Ebenso wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur für die Dauer 
des Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche Maßnahmen nach (negativer) Beendigung 
des Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lässt, die Interessensabwägung anders als in jenen Fällen, in 
welchen der Fremde aufgrund eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels 
aufenthaltsberechtigt war, zu Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst (vgl. Feßl/Holzschuster, 
AsylG 2005, Seite 348). 
 

Es ist nach der Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes für die Notwendigkeit einer Ausweisung von 
Relevanz, ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her legalisieren kann. Ist das nicht der Fall, könnte sich 
der Fremde bei der Abstandnahme von der Ausweisung unter Umgehung der aufenthaltsrechtlichen 
Bestimmungen den tatsächlichen (illegalen) Aufenthalt im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen, was dem 
öffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen würde. 
 

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zulässig, wenn 
dies zur Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches 
Ziel u.a. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die 
geschriebene Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die für den Aufenthalt von Fremden maßgeblichen 
Vorschriften finden sich - abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG - seit 1.1.2006 nunmehr im 
NAG bzw. FPG. 
 

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist für die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese 
Wertung des Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemäß den 
nun geltenden fremdenrechtlichen Bestimmungen für den Beschwerdeführer grundsätzlich nicht mehr möglich 
seinen Aufenthalt vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung für solche Fremde nur 
vom Ausland aus möglich ist. Wie aus dem 2. Hauptstück des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die 
Familienangehörige von in Österreich dauernd wohnhaften österreichischen Staatsbürgern sind, davon nicht 
ausgenommen. Im gegenständlichen Fall ist bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen kein 
Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen würde, dass dem Beschwerdeführer gem. § 21 (2) 
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und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus offen steht, sodass ihn mit rechtskräftigem 
Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft, zu deren Durchsetzung es einer 
Ausweisung des Fremden bedarf. 
 

Bei rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens ist der Beschwerdeführer somit nicht rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhältig. Es bleibt ihm aber trotz Ausweisung unbenommen -wie anderen Fremden auch- danach 
vom Ausland aus einen Aufenthaltstitel zu beantragen und bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen so 
auf legale Art und Weise einzureisen bzw. hier zu leben. 
 

Der Ausspruch einer Ausweisung bedeutet mit deren Durchsetzbarkeit für den Fremden die Verpflichtung 
Österreich unverzüglich zu verlassen. Nur im Falle der Verhängung einer Ausweisung kann die 
Sicherheitsbehörde diese, im Interesse eines geordneten Fremdenwesens notwendige, Ausreiseverpflichtung 
erforderlichenfalls - dh. mangels Freiwilligkeit des Fremden - auch durch eine behördliche Maßnahme 
durchsetzen. 
 

Zur Gewichtung der öffentlichen Interessen sei ergänzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua 
erwähnt, in dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der öffentlichen Interessen im Verhältnis zu den 
Interessen des Fremden bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Österreich 
aufgehalten haben, und Asylwerbern, die an sich über keinen Aufenthaltstitel verfügen und denen bloß während 
des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt, unterschiedlich zu beurteilen sind. 
 

Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 
60.654/00) garantiert die Konvention Ausländern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten 
Staat. Unter gewissen Umständen können von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des 
Aufenthaltsrechts (z. B. eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschützte 
Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den größten Teil seines 
Lebens in einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgeprägte 
soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen 
Herkunftsstaat an Intensität deutlich übersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 
34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993). 
 

Im Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten dürfte 
es für den Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht 
ausschlaggebend sein, ob der Aufenthalt des Ausländers - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - 
zumindest vorübergehend rechtmäßig war (vgl. Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. 
Deutschland, 07.10.2004, Bsw. Nr. 33743/03; SISOJEVA (aaO.)) bzw. inwieweit die Behörden durch ihr 
Verhalten dazu beigetragen haben, dass der Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der 
EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschließend entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf 
Privatleben erörtert, in denen ein legaler Aufenthalt der Beschwerdeführer nicht vorlag. Hat er in der 
Rechtssache GHIBAN (aaO.) zu einem rumänischen Staatsangehörigen, der wegen Staatenlosigkeit nicht 
abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn man davon ausgeht, dass der 
Aufenthalt des Bf. unter diesen Umständen eine ausreichende Grundlage für die Annahme eines Privatlebens 
war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aaO.) einen Eingriff in das 
Privatleben an, obwohl die Beschwerdeführer in Lettland keinen rechtmäßigen Aufenthalt hatten. 
 

Wenn man - wie die aktuelle Judikaturentwicklung des EGMR auch erkennen lässt - dem Aufenthaltsstatus des 
Fremden für die Beurteilung des Vorliegens eines Eingriffes in das durch Artikel 8 EMRK geschützte 
Privatleben keine Relevanz beimisst, so wird die Frage der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts jedenfalls im 
Rahmen der Schrankenprüfung nach Artikel 8 Absatz 2 EMRK Berücksichtigung zu finden haben. 
 

In seinem jüngsten Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Jänner 2006, Zahl 
50435/99 führte der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Überlegung 
darstellt, ob das Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst 
waren, dass der Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Fortbestand des Familienlebens 
im Gastland von vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines ausländischen 
Familienmitgliedes in solchen Fällen nur unter ganz speziellen Umständen eine Verletzung von Art. 8 EMRK 
bewirkt. 
 

Der GH führte weiters - wiederum auf seine Vorjudikatur verweisend - aus, dass Personen, welche die Behörden 
eines Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfüllen, als fait accompli mit ihrem Aufenthalt 
konfrontieren, grundsätzlich keinerlei Berechtigung haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu 
rechnen. Im geschilderten Fall wurde letztlich dennoch eine Entscheidung zu Gunsten der BF getroffen, weil es 
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BF 1 grundsätzlich möglich gewesen wäre, ihren Aufenthalt vom Inland aus zu legalisieren, weil sie mit dem 
Vater von BF2 , einem Staatsbürger der Niederlande vom Juni 1994 bis Jänner 1997 eine dauerhafte Beziehung 
führte. Es war daher der Fall BF 1 trotz ihres vorwerfbaren sorglosen Umganges mit den niederländischen 
Einreisebestimmungen von jenen Fällen zu unterscheiden, in denen der EGMR befand, dass die betroffenen 
Personen zu keinem Zeitpunkt vernünftiger Weise erwarten konnten, ihr Familienleben im Gastland 
weiterzuführen. Ebenso wurde in diesem Fall der Umstand des besonderen Verhältnisses zwischen dem 
Kleinkind und der Mutter besonders gewürdigt. 
 

Weiters wird hier auf das jüngste Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte 
Königreich, Nr. 21878/06 verwiesen, wo dieser folgende Kernaussagen traf: 
 

Im gegenständlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF vorgetragenen 
Frage auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdeführerin im UK, ihr Engagement in der Kirche 
sowie ihre Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann während ihres fast 10-jährigen Aufenthalts ein 
Privatleben iS von Art. 8 EMRK entstanden ist. 
 

Dies wird damit begründet, dass im vorliegenden Fall auch das Bestehen eines Privatlebens ohne Bedeutung für 
die Zulässigkeit der Abschiebung wäre, da einerseits die beabsichtigte Abschiebung im Einklang mit dem Gesetz 
steht und das legitime Ziel der Aufrechterhaltung und Durchsetzung einer kontrollierten Zuwanderung verfolgt; 
und andererseits jegliches zwischenzeitlich etabliertes Privatleben im Rahmen einer Interessenabwägung gegen 
das legitime öffentliche Interesse an einer effektiven Einwanderungskontrolle nicht dazu führen könnte, dass ihre 
Abschiebung als unverhältnismäßiger Eingriff zu werten wäre. 
 

Die zuständige Kammer merkt dazu an, dass es sich hier im Gegensatz zum Fall ÜNER gg. Niederlande (EGMR 
Urteil vom 05.07.2005, Nr. 46410/99) bei der Beschwerdeführerin um keinen niedergelassenen Zuwanderer 
handelt, sondern ihr niemals ein Aufenthaltsrecht erteilt wurde und ihr Aufenthalt im UK daher während der 
gesamten Dauer ihres Asylverfahrens und ihrer humanitären Anträge unsicher war. 
 

Ihre Abschiebung in Folge der Abweisung dieser Anträge wird auch durch eine behauptete Verzögerung der 
Behörden bei der Entscheidung über diese Anträge nicht unverhältnismäßig. 
 

In den Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VwGH vom 17.12.2007, Zahl 2006/01/0216 
bis 219-6 entwickelten diese unter ausdrücklichen Bezug auf die Judikatur des EGMR folgende Richtlinien (in 
den Medien der vielgenannte "Kriterienkatalog"): 
 

Folgende Faktoren sind im Rahmen der Interessensabwägung zu berücksichtigen: 
 
 - Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 31.1.2006, 

Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 
16.9.2004, Fall Ghiban, Appl. 11.103/03, NVwZ 2005, 1046), 

 
 - das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 

9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, ÖJZ 2003, 344; 
22.4.1997, Fall X, Y und Z, Appl. 21.830/93, ÖJZ 1998, 271) 

 
 - und dessen Intensität (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00), 
 
 - die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 
 - den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, 

der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen 
Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 4.10.2001, Fall Adam, 
Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 
9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560; 

16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 5.7.2005, 2004/21/0124; 
11.10.2005, 2002/21/0124), 
 
 - die Bindungen zum Heimatstaat, 
 
 - die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch 
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 - Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und 
 
 - Erfordernisse der öffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 

11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00) für maßgeblich erachtet. 
 

Auch 
 
 - die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten 

ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung in Betracht zu ziehen (EGMR 
24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall 
Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562). 

 

Dem Beschwerdeführer musste bei der Antragstellung klar sein, dass der Aufenthalt in Österreich im Falle der 
Abweisung des Asylantrages nur ein Vorübergehender ist. Ebenso indiziert die Einreise unter Umgehung der 
Grenzkontrolle den Umstand, dass es dem Beschwerdeführer in Unmöglichkeit der legalen Einreise und 
dauerhaften Niederlassung bewusst, war, da davon auszugehen ist, dass er in diesem Fall diese weitaus weniger 
beschwerliche Art der Einreise und Niederlassung gewählt hätte. Dazu kommt, dass der Beschwerdeführer 
gerade in diesem Stadium des ungewissen Aufenthaltes seine Anknüpfungspunkte gem. Art 8 (1) EMRK 
begründete, weshalb er nicht schützenswert erscheint. 
 

Eine Prüfung der sonstigen genannten Kriterien brachte keine weiteren gewichtigen Argumente für den Verblieb 
des Beschwerdeführers im Bundesgebiet. 
 

Würde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie der Beschwerdeführer erfolgreich auf 
sein Privat- und Familienleben berufen können, so würde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und 
dem geordneten Zuzug von Fremden zuwiderlaufen. 
 

Könnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben 
berufen, würde dies darüber hinaus dazu führen, dass Fremde, welche die unbegründete bzw. 
rechtsmissbräuchliche Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit einer illegalen Einreise in das 
österreichische Bundesgebiet in Kenntnis der Unbegründetheit bzw. Rechtsmissbräuchlichkeit des Antrag 
unterlassen, letztlich schlechter gestellt wären, als Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich ohne 
jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in Österreich legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer 
verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der Fremden untereinander führen würde (vgl. hierzu auch 
das Estoppel-Prinzip). 
 

Im Rahmen eines Vergleiches mit den Verhältnissen im Herkunftsstaat sind folgende Überlegungen anzustellen: 
 

Der Beschwerdeführer verbrachte den überwiegenden Teil seines Lebens in der Türkei, wurde dort sozialisiert, 
bekennt sich zum dortigen Mehrheitsglauben und spricht die dortige Mehrheitssprache auf muttersprachlichem 
Niveau. Ebenso ist davon auszugehen, dass in der Türkei Bezugspersonen des Beschwerdeführers existieren. Es 
deutet nichts darauf hin, dass es dem Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr in dessen Herkunftsstaat nicht 
möglich wäre, sich in die dortige Gesellschaft erneut zu integrieren. Im Gegensatz hierzu ist der 
Beschwerdeführer - in Bezug auf sein Lebensalter - erst einen relativ kurzen Zeitraum in Österreich aufhältig. 
 

Im Rahmen einer Gesamtschau kann daher auch nicht festgestellt werden, dass eine Gegenüberstellung der vom 
Beschwerdeführer in seinem Herkunftsstaat vorzufindenden Verhältnissen mit jenen in Österreich im Rahmen 
einer Interessensabwägung zu einem Überwiegen der privaten Interessen des Beschwerdeführers am Verbleib in 
Österreich gegenüber den öffentlichen Interessen an einem Verlassen des Bundesgebietes führen würde. 
 

Die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme der Verhängung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es 
sich hierbei um das gelindeste fremdenpolizeiliche Mittel (etwa im Vergleich zu den in §§ 60 ff FPG 2005 idgF) 
handelt, welches zur Erreichung des angestrebten Zwecks geeignet erscheint. 
 

Aus den o.a. Erwägungen geht somit hervor, dass der Eingriff in die durch Art. 8 (1) EMRK geschützten Rechte 
des Beschwerdeführers zulässig ist, weil im Rahmen einer Interessensabwägung gem. Abs. 2 leg. cit. 
festzustellen ist, dass das das öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung im Sinne 
eines geordneten Vollzugs des Fremdenwesens, ebenso wie die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten 
Zuwanderung deutlich den Interessen des Beschwerdeführers an einem Verbleib im Bundesgebiet überwiegen 
und dieser Eingriff zur Erreichung der genannten Ziele notwendig und darüber hinaus verhältnismäßig ist. 
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Gegenständliche Ausweisung ist von der sachlich und örtlich zuständigen Fremdenbehörde zu vollziehen. 
 

II.2.8. Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof § 67d AVG mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine 
mündliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 
Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen 
nicht den Tatsachen entspricht. Es ergibt sich aus § 23 AsylGHG, dass die dort als Rechtsfolge vorgesehene 
sinngemäße Anwendung des AVG 1991 unter dem Vorbehalt anderer Regelungsinhalte des B-VG, des AsylG 
2005 und des VwGG steht. Derartige ausdrückliche andere Regelungen für das Verfahren vor dem 
Asylgerichtshof sind, in den in der Erläuterung laut AB 371 XXIII.GP genannten §§ 20, 22 und 41 AsylG 2005 
enthalten, wohl aber auch in den §§ 42, 61 und 62 AsylG 2005. Es ergibt sich aus § 23 AsylGHG somit die 
Anwendung von Verfahrensbestimmungen für den Asylgerichtshof in allen anhängigen Verfahren einschließlich 
der gemäß den Übergangsbestimmungen des AsylG 2005 nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu 
Ende zu führenden Verfahren, ohne dass es dafür einer Nennung dieser Bestimmungen (auch) im § 75 Abs. 1 
AsylG 2005 bedürfte. § 41 Abs. 7 ist daher im gegenständlichen Verfahren anwendbar. 
 

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur außer Kraft getretenen Regelung des Art. II Abs. 2 lit. D Z 
43a EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklärt anzusehen, 
wenn die erstinstanzliche Beweiswürdigung in der Berufung substantiiert bekämpft wird oder der 
Berufungsbehörde ergänzungsbedürftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich 
relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehörde ihre Entscheidung auf zusätzliche 
Ermittlungsergebnisse stützen will (VwGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003, 
2002/20/0533; 12.06.2003, 2002/20/0336). Gemäß dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte 
im vorliegenden Fall die Durchführung einer mündlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da 
der maßgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt war. Was das 
Vorbringen des Beschwerdeführers in der Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein neues bzw. kein 
ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfälliger sonstiger Fluchtgründe des 
Beschwerdeführers. Auch tritt der Beschwerdeführer in der Beschwerde den seitens der Behörde erster Instanz 
getätigten Ausführungen nicht in ausreichend konkreter Weise entgegen. 
 

II.2.9. Aufgrund der oa. Ausführungen ist dem Bundesasylamt ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau 
jedenfalls beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter 
Tatsachen den Schluss zuließe, dass der BF im Falle einer Rückkehr in die Türkei dort mit der erforderlichen 
maßgeblichen Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK bzw. § 8 AsylG 
ausgesetzt wäre, weshalb die Beschwerde in allen Punkten abzuweisen war. 


